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Liebe Mitglieder,
liebe Leserinnen,

ohne Zweifel - der olympische Gedanke hat auch bei
der BAG Einzug gehalten: die BAG ist immer dabei!!!
Sei es bei nationalen Forschungsbeiräten (z.B. GP) und
internationalen Tagungen (z.B. IFF Arbeitslosigkeit
und Verschuldung, Bericht dazu in diesem Heft), bei
Preisanpassungen (die Mitgliedsbeiträge werden erhöht
und das BAG-INFO kostet ab Januar '90 zehn Märker
pro Ausgabe) oder, wie unlängst geschehen, in einer
Antwort der Hessischen Landesregierung: im August
hat die Landesregierung auf die große Anfrage der
SPD-Fraktion "betreffend Schuldnerberatung in Hes-
sen" erfreulicherweise einige Grundaussagen der BAG-
SB (wörtlich) übernommen. Der Wirtschaftsminister
führt u.a. aus ...
- daß sich die Schuldnerberatung in den letzten Jahren
zu einem wichtigen Arbeitsfeld in der Sozialarbeit ent-
wickelt hat,
- daß der Ratsuchende in seiner Gesamtheit im Vor-
dergrund steht
und
- daß der soziale, wirtschaftliche- und rechtspolitische
Kontext entscheidend auf die konkreten Lebenszusam-
menhänge/Lebensbezüge einwirkt.
Die Landesregierung ist der Auffassung, daß es in der
Schuldnerberatung eines ganzheitlichen Beratungsan-
satzes bedarf um den komplexen Problemlagen und
Aufgabengebieten gerecht werden zu können. Sie weist
diese Aufgabe eindeutig der Sozialarbeit zu und defi-
niert sie als Teil der Sozialberatung, usw. usw.. Da spre-
chen doch Hessische Landesregierung und BAG-SB
wie aus einem Mund - so ist's recht! Leider leider ge-
lingt es der Landesregierung nicht, das Niveau durchzu-
halten (vgl. dazu die Stellungnahme der BAG-SB in
diesem Heft).

Durchzuhalten fällt der BAG auch immer schwerer: die
Anfragenflut von Ratsuchenden droht die BAG-Ge-
schäftsstelle zu überschwemmen. Bislang sind allein in
diesem Jahr bereits deutlich über 4000 schriftliche An-
fragen bei der Geschäftsstelle eingetroffen, ganz zu
schweigen von der Vielzahl der telefonischen Anfragen.

Und noch was, endlich!! Die bundesweite BAG-Erhe-
bung bei den Schuldnerberatungsstellen Teil II konnte
jetzt einer breiten Öffentlichkeit vorgestellt werden. Sie
umfaßt nicht nur eine Adressenliste von über 250
Schuldnerberatungsstellen in der Bundesrepublik, son-



dern auch 160 Seiten mit interessanten Aussagen und
Ergebnissen über die Situation der Beratungsstellen vor
Ort. Die von Prof. Stephan Freiger, Gh Kassel, ausge-
wertete Daten sind als Publikation der BAG-SB er-
schienen.

Nicht nur die Studie ist neu, sondern auch der BAG-
Vorstand - jedenfalls teilweise: in der Mitgliederver-
sammlung wurden neben den Alt-Vorständlern Stephan
Hupe und Roger Kuntz Christine Sellin (Sozialwissen-
schaftlerin, Bornheim), Volker Bergmann (Jurist,
Morschen) und Bernd Sorge (Sozialarbeiter/Supervi-
sor, Frankfurt) gewählt.

Mit dieser Besetzung rutschen wir nun ins Neue Jahr,
für das ich Ihnen, den Mitgliedern und Leserinnen all
das wünsche, was S ie sich wünschen!

In diesem Sinne

Roger Kuntz

Neue Mitglieder

»natürliche Personen«

»juristische Personen«

Der Magistrat der Stadt Bad Schwartau, Markt 15,
2407 Bad Schwartau
Lebensberatung für Langzeitarbeitslose im Kirchen-
kreis Düsseldorf e.V., Bolkerstr 14/16, 4000 Düsseldorf
Arbeitsloseninitiative Trier e.V., Neustr 45, 5500 Trier

Ihr

in eigener Sache...

Mitgliedsbeiträge angehoben

Der Mindestbeitrag beträgt ab 01. Jan. 1990 nunmehr
75 DM bzw. 250 DM für juristische Personen (Vereine,
Körperschaften). Wie bisher sollen/können sich Bes-
serverdienende freiwillig in Staffelungen zu 25 DM hö-
her einstufen,also 100 DM,125 DM 150 DM usw. zah-
len. Für Geringverdiener gibt es eine Härtefallregelung,
die einen niedrigen Beitrag ermöglicht. Über die An-
wendung der Härtefallregelung entscheidet der Vor-
stand auf Antrag.
Die Finanzsitiution der BAG-SB ist nach wie vor unbe-
friedigend. Eine gefestigtere Finanzierung ist nicht in
Sicht. Mit einem Beitragsvolumen von ca. 15.000 DM
können nur Sachkosten in geringem Umfang gedeckt
werden. Die auf der letzten Mitgliederversammlung be-
schlossenen Beitragserhöhung soll den leider noch viel
zu geringen Handlungsspielraum im Rahmen des Mög-
lichen erhöhen.

gestiegene Kosten

BAG-Info wird teurer

Gestiegene Herstellungskosten machen eine leider
deutliche Preisanhebung unumgänglich.
Ab 1990 kosten die BAG-SB INFORMATIONEN im
Einzelbezug 10 DM zzgl. einem Porto und Versandko-
stenanteil von 1,50 DM. Auch der Abo-Preis muß ent-
sprechend angehoben werden: er beträgt ab nächstem
Jahr 46,00 DM inclusive der Versandkosten.
Die Preiserhöhung hängt auch mit der geringen Aufla-
ge zusammen. Nur 500 Exemplare werden pro Quartal
gedruckt. Knapp 400 davon finden in den Mitglieder
und Abonnenten sofort ihre Abnehmer. Die restlichen
100 stehen für Einzelanforderungen, Büchertische und
ähnliche Gelegenheiten zur Verfügung.
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Ab 01. September 1989

Neue Mitarbeiterin

Ab 01. September 1989 ist Kerstin Martin als Büroge-
hilfin für die Geschäftsstelle der BAG-SB beschäftigt.
Nachdem die gesamte Bürarbeit lange Zeit in einer Mi-
schung aus ehrenamtlicher Arbeit, dem Einsatz von
Aushilfskräften und der tatkräftigen Unterstützung der
Kollegen/innen des Schuldner- u. Verbraucherschutzes
Kassel e.V. so gut es eben ging bewältigt wurde ist Ker-
stin Martin nun die erste hauptamtliche Stütze der
BAG-Geschäftsstelle.
Ihre Stelle wird aus dem Programm »Arbeit statt Sozi-
alhilfe« von der Stadt Kassel finanziert - sie ist insofern
auf ein Jahr begrenzt. Die BAG-SB kann diesen wichti-
gen Arbeitsplatz nicht aus eigenen Mitteln finanzieren.

Ratsuchende
Eine Flut von Anfragen

Ein "Selbstläufer" in der Presse hält seit Jahresanfang
die Geschäftsstelle der BAG-SB in Atem.
Die Meldung, die durch häufiges abschreiben oft nur
noch in wenigen Punkten mit dem Original der ur-
sprünglichen Pressemitteilung der BAG-SB Gemein-
samkeiten erkennen läßt, weist daraufhin, daß Ratsu-
chende Auskunft über die nächstgelegene (leider nicht
immer zuständige) SB-Stelle erfragen können.
Eine solche Meldung, ob sie nun im "Stern" oder der
"Blöd-Zeitung", in "mini" oder in "maxi" oder in der Un-
menge der übrigen illustren Blätter erscheint, löst je-
desmal eine mittlere Lawine von schriftlichen und tele-
fonischen Anfragen aus.
Gezählt wurden nur die schriftlichen Anfragen. Seit
Jahresanfang sind es insgesamt ca. 4.100 Zuschriften,
die zu beantworten waren (zum Vergleich im Vorjahr
waren es insges. etwa 2.000). Die Zahl der telefoni-
schen Anfragen, die nur geschätzt werden kann, dürften
jedoch kaum hinter der der schriftlichen zurückstehen.
Diese große Nachfrage bekommen auch die Schuldner-
beratungsstellen zu spüren, schließlich werden die Rat-
suchenden ja an sie weiterverwiesen. Und da kommt es
nun zu Problemen, die wir an dieser Stelle einmal an-
sprechen möchten, um einerseits unsere Vorgehenswei-
se transparenter zu machen und damit zum anderen um
Verständnis für die daraus resultierende Mehrbela-
stung zu werben.
Zunächst mal hat auch die schönste Kartei ihre Mängel
und so wissen wir nicht in allen Fällen, wo nun genau
die Grenzen des Einzugsbereiches der Beratungsstellen
liegen und ob vielleicht nur ein sehr begrenzter Perso-
nenkreis zu den Adressaten des Beratungsangebotes
zählt. Und was noch schlimmer ist; obwohl wir mit ca.
260 Adressen sicher viele Beratungsstellen in unserer
Kartei haben, so kennen wir doch nicht alle. So wie die

eine oder andere Beratungsstelle ihre Pforten schließen
muß (weil z. B. eine geregelte Finanzierung nicht er-
reicht wurde), so entstehen andererseits ständig neue,
und nur wenige denken daran, uns darüber zu infor-
mieren.
Dieses Problem haben wir vorausgesehen und aus die-
sem Grund einen vorsichtigen Hinweis, auf die notwen-
dige Klärung der Zuständigkeit vor Ort in unserem
Formschreiben für Ratsuchende eingebaut. Dieser Hin-
weis wird demnächst noch durch Fettdruck hervorge-
hoben.

Ihre Anfrage wegen Schuldnerberatung

Sehr geehrte Dame, sehr geehrter Herr,

die Adresse/n der Ihnen nächstgelegenen Schuldnerbe-
ratungsstelle/n ist/sind auf der Rückseite dieses Schrei-
bens aufkopiert.

Das Ordnungsprinzip unserer Adressenkartei ist die
Postleitzahl. Es ist insofern möglich, daß die genannte
Schuldnerberatungsstelle Ihnen zwar nahegelegen, aber
dennoch nicht für Ihren Wohnbezirk zuständig ist.
Zu dieser Frage kann Ihnen nur die Beratungsstelle
selbst Auskunft erteilen.

Das Beratungsangebot erfolgt auf der Grundlage des
Bundessozialhilfegesetzes und ist insofern kostenlos.

Wir hoffen Ihnen hiermit weitergeholfen zu haben.

Formschreiben »positive Auskunft für Ratsuchende«

Sind uns Einschränkungen des Beratungsangebotes be-
kannt, so sind sie in aller Regel auf der Karteikarte ver-
merkt, die auf die Rückseite des Formschreibens an dic
Ratsuchenden aufkopiert wird.
Für eine große Gruppe von Ratsuchenden können wir
keine Beratungsstelle benennen, weil es in ihrer Nähe
keine gibt. Für diesen Fall haben wir ein anderes Form-
schreiben (s. Kasten) entwickelt, mit dem wir auch be-
zwecken, einen Impuls an die potentiellen Träger zu
geben, damit sie mit der Einrichtung von Schuldnerbe-
ratungsstellen endlich mal in die Strümpfe kommen.
Und damit kommen wir zu einem wichtigen Punkt:

Wir hatten zwar nicht vorausgesehen, welche Ausmaße
diese Aktion, also die Auskunft an Ratsuchende anneh-
men würde. Im ersten Jahr waren auch nur wenige
Hundert Zuschriften zu beantworten. Heute sieht das
ganz anders aus und die Aktion erhält durch ihre starke
Resonanz zwangsläufig eine sozial- und wirtschaftspoli-
tische Dimension, und d. h. auch, daß es nicht mehr
gleichgültig ist, mit welcher Absicht und in welcher
Form diese Auskunftserteilung abgewickelt wird.
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Die vor Ort spürbare Mehrbelastung hat auch dazu ge-
führt, daß sich Kollegen und Kolleginnen schärfer ab-
grenzen und auf ihre Unzuständigkeit verweisen, was
im übrigen durchaus legitim ist und auch der Erhaltung
der Arbeitsfähigkeit des bestehenden Beratungsange-
botes dient.

Sehr geehrte Dame, sehr geehrter Herr,

leider ist uns in Ihrer näheren Umgebung keine Schuld-
nerberatungsstelle bekannt. Wir empfehlen Ihnen des-
wegen, sich mit dem örtlichen Sozialamt oder einem
der Wohlfahrtsverbände (Arbeiterwohlfahrt, Caritas-
verband, Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband,
Diakonisches Werk u.a.) oder auch der Verbraucherbe-
ratungsstelle in Verbindung zu setzen.

Vermeiden Sie auf jeden Fall die Kontaktaufnahme mit
gewerblichen »Schuldenregulierern«, die Sie an den
dort entstehenden Kosten (Beiträge, Gebühren, Hono-
rare und ähnliches) erkennen können.

Wir hoffen Ihnen hiermit etwas weitergeholfen zu
haben.

Formschreiben »negative Auskunft an Ratsuchende«

Gleichzeitig ist es aber erforderlich diesen Nachfrage-
druck vor Ort sichtbar zu machen, d. h. den Träger zu
informieren, die politischen Gremien zu informieren
und die Öffentlichkeit zu informieren. Und natürlich
sollen auch ganz pragmatische Lösungen für den Ein-
zelfall - möglicherweise gibt es andere naheliegende
Hilfeangebote - gefunden werden.
In einigen Fällen - und das ist auch ein Grund, warum
wir das hier mal ausführlicher behandeln - liegen uns

Klagen über den von der BAG-SB vermittelten Zu-
strom an Ratsuchenden vor. Ratsuchende können nicht
mehr angenommen werden, weil sie außerhalb des Zu-
ständigkeitsbereiches wohnen oder aus anderen Grün-
den nicht zum Adressatenkreis der Beratungsstelle zäh-
len. Manche Beratungsstelle wünscht gar aus der Kartei
gestrichen zu werden, damit der Zustrom endlich nach-
läßt (und dann kommt es vor, daß auch die Ratsuchen-
den den Unmut der Kollegen/innen zu spüren bekom-
men).

Wir müssen bei der Auskunft an Ratsuchende sicher
auch Fehler einräumen, das bleibt bei solchen Mengen
nicht aus. Und es ist klar, daß wir uns ständig bemühen,
die Aussagequalität unserer Kartei auf dem laufenden
zu halten und weiter zu verbessern. Dazu sind wir auch
auf die Mithilfe der Schuldnerberater/innen angewie-
sen
Es kann aber nicht Aufgabe der BAG-SB sein, den Be-
darf an Schuldnerberatung, der durch die hohe Nach-
frage zum Ausdruck kommt, zentral zu bündeln und
abzufedern, um die Regionen von dieser Belastung zu
verschonen. Wir müssen uns auch gemeinsam darum
bemühen, daß diese Leute nicht den Aasgeiern von ge-
werblichen Umschuldern und Kredithaien in die Hände
fallen. Wir bauen also darauf, daß Ratsuchende z. B.
weiterverwiesen werden, wenn eine nähere bzw. zustän-
dige Beratungsstelle bekannt ist oder daß sie in einer
Warteliste geführt werden, wenn die Kapazität der ge-
nannten Beratungsstelle erschöpft ist, und daß diese
Warteliste auch Thema der kommunalpolitischen Dis-
kussion wird.
In Fällen, in denen rein gar nichts angeboten werden
kann, in denen Ratsuchende letzlich abgewiesen wer-
den müssen, ist dies ein Thema, das unbedingt in die
Öffentlichkeit gebracht werden muß. In diesem Sinne
hoffen wir auf allseitige Unterstützung.

Terminkalender - Fortbildungen

Deutscher Paritätischer Wohlfahrts-
verband/Landesverband NRW

Rechtliche Grundkenntnisse für die Schuld-
nerberatung
(in Kooperation mit der BAG-SB)

Termin: 07. Februar - 09. Februar 1990
Ort: Paritätische Bildungsstätte Burgholz, Burgholz 1,
5600 Wuppertal 12

Teilnehmerinnen: Haupt- und ehrenamtliche Mitar-
beiterinnen aller Bereiche der sozialen Arbeit, die
Hilfen bei der Schuldenbewältigung leisten (wollen);
Träger, die Schuldnerberatungsstellen aufbauen (wol-
len).
Folgende thematische Schwerpunkte sind vorgesehen:
- Schuldenarten und Gläubigergruppen
- Kreditverträge, Kreditformen
- Rechtliche Grundlagen des Mahnverfahrens und der

Vollstreckung, Möglichkeiten der Gegenwehr
- Mietschulden und Sozialhilfe
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- Rechtliche Grenzen der Schuldnerberatung (RBerG)
- Haftungsfragen

Leitung/Referenten:
Franz Koch, Bildungsreferent, DPWV
Jürgen Westerath, Rechtsanwalt, BAG-SB

Anmeldung/Informationen:
DPWV-Landesverband
Frau Wunsch
Loher Str. 7
5600 Wuppertal 2

Institut für soziale Arbeit Münster e.V.
(in Kooperation mit der BAG-SB)

Jahresübersicht 1990

Schuldnerberatung I 05.03.-07.03.90 Nr. 04/90
Schuldnerberatung II 21.05.-23.05.90 Nr. 12/90
Schuldnerberatung III 13.08.-15.08.90 Nr. 15/90
Schuldnerberatung IV 28.09.-29.09.90 Nr. 20/90

Eine ausführliche Seminarankündigung erfolgt jeweils
in den BAG-SB INFORMATIONEN

Institut für soziale Arbeit Münster e.V.

Schuldnerberatung I -
Einführung in die Schuldnerberatung

Termin: 05.03.90, 9.30 h - 07.03.90, 16.30 h
Ort: LVHS Freckenhorst (bei Warendorf)

Schuldnerberatung I versteht sich als Einführungsver-
anstaltung in die Materie der Schuldnerberatung in der
sozialen Arbeit. Sie gibt - ausgehend von einer Defini-
tion der Schuldnerberatung - einen Überblick über Mo-
delle, Inhalte, Möglichkeiten und Grenzen der Schuld-
nerberatung in der sozialen Arbeit. Dabei sind u.a.
Schwerpunkte:
- Entstehungshintergrund dieses Arbeitsgebietes, Kon-

zeptionen, Strategien und Grundsätze
- einführende Darstellung wichtiger Verschuldungsbe-

reiche
- Schuldnerberatung und Rechtsberatungsgesetz.

AdressatInnen: MitarbeiterInnen freier und öffentli-
cher Träger der sozialen Arbeit, die die Durchführung
von Schuldnerberatung planen bzw. diese seit kurzer
Zeit betreiben. Darüber hinaus ist sie geeignet für Per-
sonen, in deren sozialer Praxis Probleme der Verschul-
dung häufiger eine Rolle spielen. Für Personen mit
umfangreicheren Vorkenntnissen werden jedoch zur

Vertiefung die Seminare »Schuldnerberatung II, III
und/oder IV« besser geeignet sein.

Leitung: Ass. G. Höfker, TU Berlin, Prof. Dr. J. Mün-
der

BAG-Schuldnerberatung
und

Burckhardthaus Gelnhausen

Werkstatt: Schuldnerberatung

Termin: 02.04.90, 15.00 h - 05.04.90, 13.00 h
Ort: Burckhardthaus Gelnhausen, Herzbachweg 2, 6460
Gelnhausen

Die sich abzeichnenden neueren Entwicklungen im Be-
reich der Finanzdienstleistungen von Banken, Versiche-
rungskonzernen, Konsummärkten und sonstigen Anbie-
tern (Stichwort: Plastikkarte, Anbieterstrategien) wer-
den mittelfristig einschneidende Veränderungen in den
Lebensverhältnissen von Menschen mit sich bringen,
deren negative Folgen noch nicht abzusehen sind und
denen kaum allein mit individuellen Beratungskon-
zepten begegnet werden kann.

Mit dem Workshop Schuldnerberatung wollen wir eine
erste Standortbestimmung von Schuldnerberatung ver-
suchen sowie eine Aufgabenbeschreibung unter den ge-
genwärtigen und zu erwartenden zukünftigen Bedin-
gungen und Arbeitsvoraussetzungen.

Themenkomplexe können sein:

- Schuldnerberatung, Pflichtaufgabe von Kommunen?
Welche Folgerungen ergeben sich daraus für die
Schuldnerberatungspraxis und Organisation.

- Schuldnerberatung als Teil kommunaler Sozialpolitik:
Einmischungsstrategien, Chancen für Innovationen?

- Konsequenzen neuerer Entwicklungen von Finanz-
dienstleistungen für die Schuldnerberatung.

- Selbstverständnis von Schuldnerberatung bei wach-
senden überregionalen Problemstellungen: Arbeits-
teilung und Kooperationsmöglichkeiten mit der BAG-
SB.

- Der Stellenwert von Prävention in der Schuldner-
beratung: Präventionsstrategien und Realisations-
chancen.

Der Workshop Schuldnerberatung ist professionellen
Schuldnerberatern/innen vorbehalten, die im Rahmen
von Sozialarbeit schwerpunktmäßig Schuldnerberatung
wahrnehmen. Es handelt sich weder um eine Einfüh-
rung in Schuldnerberatung noch um einen Vertie-
fungslehrgang.
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Moderation:
Stephan Hupe, Wolfgang Krebs, Roger Kuntz, Klaus
Müller, Wolfgang Schrankenmüller

Anmeldung:
Burckhardthaus Gelnhausen
Kursbüro, Frau Guski
Herzbachweg 2
6460 Gelnhausen

Deutscher Verein für öffentliche und
private Fürsorge

Sonderveranstaltung - S 9/90
Konsum, Kredit und Verarmung

Termin: 24. - 26. September 1990 (Anmeldeschluß: No-
vember 89)
Ort: 6000 Frankfurt 50, Am Stockborn 1-3

Je mehr Schuldnerberatung als Praxisfeld der sozialen
Arbeit etabliert wird, um so deutlicher werden zwei
miteinander verknüpfte Defizite:
- Es fehlen präventive Handlungskonzepte, die über

Haushaltsberatung hinaus die Einstellung ver- und
überschuldeter Personen zu Konsum und Kredit zum
Thema haben.

- Der komplexe Zusammenhang von Konsum und Kre-
dit ist theoretisch weitgehend ungeklärt, ebenso wie
die konkrete Dynamik des Prozesses, der über Schul-
denaufnahme und Überschuldung zur Verarmung
führt.

Da eine effektive Beratung nicht erst dann einsetzen
soll, wenn Kreditkündigungen und Vollstreckungsmaß-
nahmen eine fast aussichtslose materielle (und oft auch
psycho-soziale) Situation ankündigen, muß sie sich den
theoretischen und konzeptionellen Fragen stellen, die
im Kontext der gesellschaftlichen Normalität von Kon-

sum und Kredit für präventive Maßnahmen aufgewor-
fen sind:

- Welche Bedeutung hat der Konsum für die psychische
und soziale Stabilität von Menschen in unserer Gesell-
schaft?

- Welche Rolle spielen Kredite für die Befriedigung von
Kreditwünschen?

- Gibt es Möglichkeiten, Konsumverhalten so zu beein-
flussen, daß Gefährdungen der materiellen Situation
von Haushalten durch Kreditaufnahme vermindert
werden?

- Welche Zielsetzungen kann eine solche präventive Ar-
beit haben?

- Welche Zielsetzungen kann die Arbeit mit überschul-
deten Haushalten angesichts der geltenden Konsum-
standards haben?

- Auf welches methodische Instrumentarium kann sich
sozialpädagogisch orientierte Arbeit mit überschulde-
ten Personen stützen, die darauf abzielt, psychische
Strukturen auch unter widrigen materiellen Bedingun-
gen zu stabilisieren?

Mit der Tagung soll nicht nur die Präzisierung und Klä-
rung dieser Fragen versucht werden, es sollen vor allem
erprobte Handlungskonzepte vorgestellt und diskutiert
werden. Da die Beschäftigung mit den theoretischen
wie den praktischen Aspekten des Themas professions-
übergreifend sein muß, d.h. sozialpädagogische und
haushaltswissenschaftliche Kompetenzen umfaßt, wen-
det sich die Veranstaltung an Mitarbeiterinnen von öf-
fentlichen und freien Trägern der sozialen Arbeit sowie
aus der Verbraucherarbeit. Sie wird in enger Zusam-
menarbeit mit der Verbraucherzentrale Nordrhein-
Westfalen durchgeführt. Da die Thematik Fragen der
Ausbildung in erheblichem Maß tangiert, sind wir an
einer Teilnahme von Fachhochschullehrerinnen inter-
essiert.

Anmeldung:
Deutscher Verein, Am Stockborn 1-3, 6000 Frankfurt

Gerichtsentscheidungen

ausgewählt und kommentiert von RA Klaus Heinzerling

Unwirksamkeit formularmäßiger
Sicherungsabtretungen von
Pensionsansprüchen eines Bürgen

"Eine in Allgemeinen Geschäftsbedingungen enthaltene
Klausel, wonach der Bürge den pfändbaren Teil seiner

Pensionsansprüche an die kreditgewährende Bank zur
Sicherung aller ihrer gegenwärtigen uns zukünftigen
Ansprüche aus der selbstschuldnerischen Bürgschaft
abtritt, ist überraschend und unangemessen i.S. von
§ 3 und § 9 AGBG (Leitsatz der NJW-RR)"
(SG Düsseldorf Urt.v.16.12.1988 - S.27 An 299/87,
NJW-RR 756, 1989)
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Das Sozialgericht Düsseldorf geht in seiner Entschei-
dung davon aus, daß der Bürge bei Unterzeichnung ei-
nes Bürgschaftsvertrages nur davon ausgegangen ist,
daß er für den Fall, daß der Kreditnehmer die Zahlun-
gen nicht mehr aufbringen kann, an dessen Stelle zur
Zahlung aufgrund des Bürgschaftsvertrages seitens der
Bank aufgefordert wird. Er muß erst dann konkrete
Mittel zur Erfüllung des Bürgschaftsvertrages aufneh-
men.

Durch die Sicherungsabtretung in den allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen des Bürgschaftsvertrages wird aber
bereits vor dem Fall, daß die Zahlungsunfähigkeit des
Kreditnehmers eintritt, in die Dispositionsfähigkeit des
Bürgen über seine etwaigen Sicherungsmittel einge-
griffen. Hierdurch wird der Bürge überraschend und
unangemessen benachteiligt im Sinne der Bestimmun-
gen des AGBG.

Aufklärung über Umfang der Rest-
schuldversicherung

"Einer Bank stehen nach Treu und Glauben (§ 242
BGB) dann keine Ansprüche aus einem Ratenkredit-
vertrag gegen die Erben des Kreditnehmers zu, wenn
bei dem Abschluß des Kreditvertrages mit einer
Restschuldversicherung der Kreditnehmer unzurei-
chend darüber aufgeklärt wurde, daß die Restschuld-
versicherung nur die Raten nicht aber sonstige weitere
Kosten des Vertrages betrifft (Leitsatz der NJW-RR).
(OLG Nürnberg, Urt.v. 26.01.1989 - 8 U 2313/88,
NJW-RR 815, 1989)

Noch zu Lebzeiten des Kreditnehmers kam der Kredit-
vertrag wegen Zahlungsrückständen zur Kündigung.
Die kreditgewährende Bank hatte sich ihre Ansprüche
danach durch Vollstreckungsbescheid titulieren lassen.
Nach dem Tode des Kreditnehmers wurde dieser von
seiner Ehefrau beerbt. Dieser gegenüber hat die Bank
nunmehr die zwischenzeitlich titulierten Ansprüche aus
dem Ratenkreditvertrag geltend gemacht.

Da nach den Erläuterungen im Merkblatt für die abge-
schlossene Restschuldversicherung bei dem - zwischen-
zeitlich verstorbenen - Kreditnehmer die sichere Er-
wartung erweckt wurde, daß im Falle seines Todes alle
aus dem Kreditvertrag entstandenen Verpflichtungen
und damit auch etwaige Ratenrückstände, Mahngebüh-
ren und andere Kosten vom Restschuldversicherer
übernommen werden, verstößt eine Inanspruchnahme
der Erben des Kreditnehmers durch die Bank gegen
Treu und Glauben. Daß die Tarifbestimmungen der
Restschuldversicherung bei Ratenzahlungsverzug und
Fälligstellung und Kündigung des Vertrages nicht mehr
zur Leistung verpflichtet ist, ändert hieran nichts, da

dies im hier entschiedenen Fall weder dem Antrags-
formular noch den rückseitig angedruckten weiteren
Erläuterungen klar entnommen werden konnte.

Aufklärung über Umfang der Rest-
schuldversicherung

"1.) Eine Bank ist bei dem Abschluß eines Ratenkre-
ditvertrages mit einer Restschuldversicherung ver-
pflichtet, den Kreditnehmer auf eine Begrenzung der
Versicherungssumme der Restschuldversicherung hin-
zuweisen.
2.) Verletzt die Bank diese Aufklärungspflicht, hat sie
den Rechtsnachfolger des Kreditnehmers so zu stellen,
wie er bei einer ordnungsgemäßen Belehrung gestan-
den hätte (Leitsätze der NJW-RR).
(LG Köln, Urt.v. 12.12.1988 - 30 0 253/88 NJW-RR
816, 1989)

Bei Begrenzung der Leistungen der Restschuldversi-
cherer auf einen Betrag unterhalb der Kreditschuld
muß die Bank den Kreditnehmer hierauf hinweisen.
Hierzu ist ein kurzgefaßter, für jedermann verständli-
cher und eindeutig gefaßter Warnungstext vor der Un-
terschriftsleistung notwendig.

Erfolgt eine entsprechende Aufklärung seitens der
Bank nicht, ist davon auszugehen, daß die Kreditneh-
mer bei Vertragsabschluß darauf gedrängt hätten, daß
eine vollständige Absicherung in Höhe der Kredit-
schuld erfolgt. Dies führt zu der rechtlichen Konse-
quenz, daß die Bank aufgrund eines Aufklärungsver-
schuldens vom Kreditnehmer keine über die Versiche-
rungsleistung hinausgehenden Ansprüche geltend ma-
chen kann.

Klage gegen Vollstreckungsbescheid
aufgrund sittenwidrigen Ratenkredits

" Zur Frage der Durchbrechung der Rechtskraft eines
Vollstreckungsbescheides über einen Anspruch aus ei-
nem sittenwidrigen Ratenkreditvertrag, wenn zum
Zeitpunkt der Erwirkung des Vollstreckungsbeschei-
des nach damaliger obergerichtlicher Rechtsprechung
der Ratenkreditvertrag noch nicht als sittenwidrig er-
achtet wurde (Altfälle)."
(OLG Zweibrücken, Urt.v.18.04.1989 - 7 U 255/88 -
(noch nicht rechtskräftig), NJW-RR 874, 1989)

Der Kläger, der einen Anspruch nach § 826 BGB ver-
folgt, hatte am 23.09.1976 einen Kreditvertrag bei der
Rechtsvorgängerin der Beklagten abgeschlossen.
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Die Ansprüche des Kreditgebers gegen den Kläger wa-
ren durch Vollstreckungsbescheid vom 05.04.1978 titu-
liert.

Eine Überprüfung des Kreditvertrages nach der Uni-
formmethode ergibt eine Zinsüberschreitung von ab-
solut 15 % und relativ von 170 %. Nach dem Stand der
heutigen Rechtsprechung ist zweifelsfrei von der Sitten-
widrigkeit der Vertrages auszugehen.

Das OLG Zweibrücken führt in der Entscheidung des
weiteren aus, daß der Beklagten - Bankenseite - nicht
vorgehalten werden kann, daß sie bei Erwirkung des
Vollstreckungsbescheids im April 1978 nach dem da-
maligen Stand der Rechtsprechung hätten erkennen
können, daß bei einer Geltendmachung des Anspruches
im Klagverfahren bereits die gerichtliche Schlüssig-
keitsprüfung zu einer Ablehnung des Begehrens geführt
hätte. Eine höchstrichterliche Rechtsprechung hierzu
gab es damals noch nicht (sie setzte erst Ende 1978
ein).

Gleichwohl hat das OLG Zweibrücken den Anspruch
des Klägers nach § 826 BGB auf Herausgabe des
rechtskräftigen Vollstreckungsbescheids stattgegeben.
Dies mit der Argumentation, daß ein Extremfall vor-
liege. Ein solcher Extremfall ist nach Auffassung des
Gerichts gegeben, wenn die materielle Unrichtigkeit
des Titels aufgrund der Sittenwidrigkeit bereits so ein-
deutig und so schwerwiegend ist, daß jede Vollstrec-
kung allein schon deswegen das Rechtsgefühl in
schlechthin unerträglicher Weise verletzen würde. Dies
ist bei der gegebenen Zinsüberschreitung von 15 % ab-
solut und 170 % relativ der Fall.

Es bleibt zu hoffen, daß diese Entscheidung von dem
BGH bestätigt wird.

Die nachfolgend besprochene Entscheidung befaßt sich
mit der gleichen Problematik.

Unterlassung der Zwangsvollstreckung
und Herausgabe des Vollstreckungs-
bescheides bei sittenwidrigen Raten-
kreditverträgen.

" Die Herausgabe eines Vollstreckungsbescheides und
die Zulassung der Zwangsvollstreckung aufgrund ei-
nes sittenwidrigen Kredites kann nach der Rechtspre-
chung des BGH (NJW 1987, 3256) auch dann erfolgen,
wenn der Vollstreckungsbescheid im Jahre 1978 er-
wirkt wurde, es der Bank aber damals bereits auf-
grund einer Überschreitung des Vertragszinses gegen-
über dem Marktzins von über 200 % ersichtlich sein

mußte, daß der Kreditvertrag gegen die guten Sitten
verstieß (Leitsatz der NJW-RR)."
(LG Nürnberg-Fürth, Urt.v. 28.02.1989 - 5 0 8587/88 -,
NJW-RR 875, 1989)

Dieser Entscheidung liegt ein Ratenkreditvertrag aus
dem Jahre 1976 zugrunde, der durch Vollstreckungsbe-
scheid vom 05.06.1978 tituliert wurde. Die Zinsüber-
schreitung beträgt mehr als 200 %.

Obwohl zum Zeitpunkt der Beantragung des Vollstrec-
kungsbescheides der Stand der Rechtsprechung zum
Problemkreis sittenwidriger Ratenkreditverträge noch
nicht entwickelt war, hat das LG Nürnberg-Fürth dem
Anspruch des Kreditnehmers nach § 826 BGB mit
nachfolgender rechtlicher Überlegung stattgegeben.

In der Grundsatzentscheidung des BGH (NJW 1987,
3256, 3258) werden zur Erfüllung des Tatbestands-
merkmals der Sittenwidrigkeit nach § 826 BGB zusätz-
liche besondere Umstände gefordert. Von diesem Er-
fordernis kann nach den Urteilsgründen in dieser
BGH-Entscheidung allenfalls in Extremfällen abgese-
hen werden, wenn die materielle Unrichtigkeit des Ti-
tels aufgrund der Sittenwidrigkeit des Vertrages bereits
so eindeutig und so schwerwiegend ist, daß jede Voll-
streckung allein schon deswegen das Rechtsgefühl in
schlechthin unerträglicher Weise verletzen würde.

Bei der Zinsüberschreitung von 200 % ist nach Auffas-
sung des LG Nürnberg-Fürth dieser Extremfall gege-
ben, so daß der Kreditnehmer auch die Herausgabe ei-
nes Vollstreckungsbescheids vom Juni 1978 mit Recht
verlangen kann.

Sittenwidrigkeit eines Ratenkreditver-
trages

"Zur Sittenwidrigkeit eines Ratenkreditvertrages ins-
besondere durch die festgeschriebene Einschaltung ei-
nes Inkasso-Büros, das mit der Kreditnehmerin wirt-
schaftlich verflochten ist, aufgrund einer versteckten
Klausel im Kreditvertrag (Leitsatz der NJW-RR)"
(LG Essen, Urt.v. 18.01.1989 - 15 S 263/87 -, NJW-RR
877, 1989)

Allen in der Schuldnerberatung tätigen Mitarbeiter ist
die "Allgemeine-Vermögensverwaltunga-AG, Vaduz"
und die "Anstalt für Inkassodienste" bekannt, die in un-
heilvoller Allianz ihr Geschäft betreiben.

In dieser Entscheidung wird die Sittenwidrigkeit des
Ratenkreditvertrages festgestellt, obwohl keine Über-
schreitung von mehr als 100 % gegeben ist.
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Das Gericht geht davon aus, daß es sich bei der "AVV"
und der "MP wirtschaftlich gesehen um ein einheitli-
ches Unternehmen handelt. Die durch das unseelige
Zusammenspiel beider formal getrennten Unterneh-
mungen auftretenen Konsequenzen für den Kredit-
nehmer im Falle des Zahlungsverzuges reichen nach
Auffassung des Gerichts allein dafür aus, daß die Ver-
tragsgestaltung nach § 138 BGB als sittenwidrig zu be-
werten ist.

Zuständigkeit bei Klage auf Unterlas-
sung der Zwangsvollstreckung

" Wird aus einem Vollstreckungsbescheid, dem angeb-
lich ein sittenwidriger Ratenkreditvertrag zugrunde
liegt, vollstreckt, so stellt die einzelne Voll-
streckungshandlung eine unerlaubte Handlung dar,
die den Gerichtsstand § 32 ZPO begründet (Leitsatz
der NJW-RR)."
(OLG Koblenz, Urt.v. 03.02.1989 - 8 U 183/88 -, NJW-
RR 1013, 1989)

Auch das OLG Koblenz hat sich der nunmehr überwie-
genden Auffassung in der Rechtsprechung angeschlos-
sen, das der Begehungsort im Sinne des § 32 ZPO
überall dort sei, wo bereits Vollstreckungsmaßnahmen
gegen den Schuldner erfolgt sind, so auch bei Lohn-
pfändungen der Sitz des Arbeitgebers.

Unwirksame Klausel mit Hinweis auf
ausländisches Recht

" 1.) Wird während einer ausländischen Verkaufsver-
anstaltung, die eine spanische Firma durchführt, der
Vertrag aber in der BRD abgewickelt werden soll, ver-
einbart, daß eine Auftragsbestätigung durch die deut-
sche Firma erfolgen soll, so kommt es zum Vertrags-
abschluß erst durch die Annahmeerklärung der deut-
schen Firma. Dieser Vertrag unterliegt daher gemäß
Art.27 III EGBGB der Überprüfung nach dem AGBG.
2.) Wird in diesem Vertragsformular entgegen der An-
wendung deutschen Rechts ausländisches Recht ver-
einbart, so ist diese Vereinbarung wegen Verstoßes ge-
gen § 9 AGBG unwirksam.
3.) Zu Fragen der Sonderverweisung aufgrund des Art.
29 EGBGB bei Verbraucherverträgen (Leitsatz der
NJW-RR)."
(01,G Frankfurt, Urt.v. 01.06.1989 - 6 U 76/88 - (nicht
rechtskräftig), NJW-RR 1018, 1989.

Die früher nur bei inländischen Butterfahrten und son-
stigen Verkaufsveranstaltungen tätigen Firmen haben
sich in der jüngsten Vergangenheit darauf verlegt, in

den deutschen Urlaubshochburgen auf Kundenfang zu
gehen. Dabei wurde zugleich durch entsprechende
Vertragsgestaltung der Versuch unternommen, die Be-
stimmung des AGBG zu umgehen. Dem hat das OLG
Frankfurt mit seiner Entscheidung einen Riegel vorge-
schoben.

Sittenwidriger Kreditvertrag für ge-
werbliche Zwecke.

" Auch bei einem gewerblichen Kredit ist ein auffälliges
Mißverhältnis bei einem Kreditvertrag im allgemeinen
zu bejahen, wenn der Vertragszins den Marktzins rela-
tiv um rund 100 % übersteigt. Zusätzliche belastende
Allgemeine Geschäftsbedingungen sind auch hier zu
berücksichtigen (Leitsatz der NJW-RR)."
(BGH Beschl.v.13.07.1989 - III ZR 201/88 - (Hamm),
NJW-RR 1068, 1989)

Das OLG Hamm hat entschieden, daß bei der Erfül-
lung der objektiven Voraussetzungen eines wucherähn-
lichen Kreditgeschäfts kein Unterschied zwischen ei-
nem reinen Privatkredit und einem gewerblichen Kredit
zu machen ist.

Eine Unterscheidung ist lediglich bei den subjektiven
Tatbestandsmerkmalen des § 138 BGB anzustellen.
Während bei einem Privatmann von der widerleglichen
Vermutung auszugehen ist, daß sich dieser aufgrund
seiner wirtschaftlich schwachen Lage, seiner Rechtsun-
kundigkeit und Geschäftsungewandtheit auf die ihn
belastenden Umstände eingelassen hat, gilt dies nicht
ohne weiteres für Geschäftskredite.
Bei Minderkaufleuten bedarf es der Feststellung der
subjektiven Voraussetzungen im konkreten Einzelfall.
Nachdem sich das Gericht im hier zu entscheidenden
Fall von der Persönlichkeit der Kreditnehmer ein Bild
gemacht hatte, kam es zu dem Ergebnis, daß auch die
subjektiven und persönlichen Voraussetzungen des §
138 BGB gegeben sind.

Der BGH hat die gegen diese Entscheidung erhobene
Revision der Bank nicht zur Entscheidung angenom-
men.

Sofern der Geschäftskredit von einer/m Vollkauf-
mann/frau abgeschlossen wird, dürften in der Regel die
subjektiven Voraussetzungen des § 138 BGB nicht ge-
geben sein. Letztendlich wird dieser Fall aber in der
Praxis auch selten relevant werden, da Vollkaufleute
nicht die Kundengruppe der Banken beim Vertrieb ih-
rer Ratenkreditverträge sind.
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Sittenwidrigkeit eines Ratenkreditver-
trages

" 1.) Ein Konsumentenratenkreditvertrag ist nicht al-
lein deswegen nichtig, weil der Darlehensnehmer die
übernommenen Verpflichtungen voraussichtlich nicht
oder allenfalls unter Einsatz seines gesamten pfändba-
ren Einkommens erfüllen kann.
2.) Die finanzielle Überforderung des Darlehensneh-
mers kann jedoch im Einzelfall im Rahmen der Ge-
samtbedingungen nach § 138 I BGB zusammen mit
anderen Geschäftsumständen von Bedeutung sein.
Dabei ist aber, wenn mehrere Darlehensnehmer einen
gemeinsam aufgenommenen Kredit als Gesamtschuld-
ner aus ihrem gemeinsamen Einkommen erfüllen wol-
len, nicht darauf abzustellen, wie jeder einzelne auch
bei Ausfall der übrigen die Verflichtung allein erfüllen
kann."
(BGH, Urt.v.16.03.1989 - III ZR 37/88 - (Stuttgart),
NJW 1665, 1989)

Der BGH hat sich in dieser Revisionsentscheidung mit
dem Urteil des OLG Stuttgart (NJW 1988, 833, bespro-
chen in BAG-SB 3/88) auseinandergesetzt.

Erwartungsgemäß hat der mutige Ansatz des OLG
Stuttgart, der der Problematik der lebenslänglichen
Verschuldung weiter Kreise der Bevölkerung über eine
analoge Anwendung von § 310 BGB und der hieraus
abgeleiteten Konstituierung eines "Menschenrechts auf
Hoffnung" gerecht werden wollte, nicht in vollem Um-
fang der Revisionsentscheidung des BGH stand-
gehalten.

Verblieben ist jedoch ein immerhin noch erfreulicher
Ansatz. Der BGH stellt in seiner Entscheidung fest,
daß auch wenn sich aus dem Vertragsinhalt objektiv
kein erhebliches Mißverhältnis zwischen Leistung und
Gegenleistung ergibt, allein aus der Tatsache, daß ein
Vertragspartner seine vertraglichen Verpflichtungen
aufgrund seiner wirtschaftlichen Verhältnisse voraus-
sichtlich niemals erfüllen kann, ein Verstoß gegen § 138
I BGB begründet, wenn hinzu kommt, daß dem
Schuldner diese Tatsache bei der Vertragsschließung
nicht hinreichend bewußt wird, etwa weil er, gerade
volljährig geworden, noch völlig unerfahren ist. Wenn
der Vertragspartner dies erkannt oder sogar selbst zur
Verschleierung des Umfangs der monatlichen Bela-
stungen beigetragen hat, kann im Einzelfall ein
sittenwidriges Rechtsgeschäft vorliegen.

Zu mehr war der BGH offensichtlich nicht zu bewegen.

Unwirksame Vollmachts- und Lohnab-
tretungsklausel in Ratenkreditverträ-
gen.

" Zur Wirksamkeit von Vollmachts- und Lohnabtre-
tungsklauseln in AGBG für Ratenkreditverträge"
(BGH, Urt.v.22.06.1989 - III ZR 72/88 - (Nürnberg),
NJW 2383, 1989)

Nach diesem BGH-Urteil sind die nachfolgenden
AGBG-Klauseln unwirksam.
Vollmachtsklausel: Der erste und zweite Kreditnehmer
übernehmen für diesen Kredit die gesamt-
schuldnerische Haftung und bevollmächtigen sich - bis
auf schriftlichen Widerruf - gegenseitig zur Entgegen-
nahme aller Erklärungen seitens der N-Bank sowie zur
Beantragung von Stundungen und Laufzeitverlängerun-
gen....
Abtretungsklausel: Ich/Wir trete(n) hiermit zur Si-
cherung der Ansprüche der N-Bank dieser den jeweils
den pfändbaren Teil meiner/unserer Lohn-, Gehalts-,
Provisions- oder sonstiger Ansprüche sowie die gemäß
§§ 53 III, 54 III Nr.2, SGB - 1. Buch - abtretbaren Teile
etwaiger Ansprüche auf Arbeitslosen-, Kurzarbeiter-
und Schlechtwettergeld sowie auf Arbeitslosenhilfe,
Erwerbsunfähigkeits- und Hinterbliebenenrente, gegen
die jeweiligen Arbeitgeber, Dritte oder die jeweiligen
Leistungsträger ab. Die N-Bank wird auf Verlangen,
sofern alle ihre Forderungen ausgeglichen sind, die An-
sprüche zurückübertragen.

Die Unwirksamkeit der Vollmachtsklauseln ergibt sich
nach § 9 AGBG, weil die Vertragspartner der Bank
entgegen den Geboten von Treu und Glauben unange-
messen benachteiligt werden. Die gegenseitige
Bevollmächtigung der Kreditnehmer läuft dem gesetz-
geberischen Leitbild der Einzelwirkung (§ 425 BGB)
der Sache nach zuwider, ohne daß hierfür ein aner-
kennenswertes Bedürfnis besteht.

Die Vollmachtsklausel verstößt auch insoweit gegen § 9
I AGBG, als diese die gegenseitige Bevollmächtigung
der Kreditnehmer hinsichtlich Stundungen und Lauf-
zeitverlängerungen vorsieht. Es ist allgemein anerkannt,
daß AGBG-Klauseln, durch die sich mehrere Antrag-
steller gegenseitig bevollmächtigen, weitere Darlehen
aufzunehmen, die Einzelkreditnehmer unangemessen
benachteiligen, weil ihnen hierdurch ein unkalkuliertes
Haftungsrisiko aufgebürdet wird.

Auch die Unwirksamkeit der Abtretungsklausel wird
vom BGH auf § 9 I AGBG gestützt.

Die Vorausabtretung künftiger Lohn-, Gehalts-, Provi-
sions- und Sozialleistungsansprüche ist grundsätzlich
zulässig und kann auch in AGBG für Ratenkreditver-
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träge wirksam vereinbart werden. Solche Klauseln hal-
ten den Inhaltskontrollen nach § 9 I AGBG aber nur
dann stand, wenn sie Zweck und Umfang der Zession
sowie die Voraussetzungen, unter denen der Verwen-
der von ihr Gebrauch machen darf, hinreichend und
eindeutig bestimmen und zu einem vernünftigen, die
schutzwürdigen Belange beider Vertragspartner ange-
messen berücksichtigenden, Interessensausgleich füh-
ren. Dabei ist das Sicherungsinteresse der Bank, der in
solchen Fällen als einziges Kreditsicherungsmittel häu-
fig nur aus dem zukünftigen Einkommen des Kredit-
nehmers Ansprüche zur Verfügung stehen, gegen das
Interesse des Kunden an der Erhaltung seiner wirt-
schaftlichen Bewegungsfreiheit abzuwägen. Eine un-
verhältnismäßige Übersicherung der Bank ist durch ge-
eignete Ausgestaltung der Geschäftsbedingungen von
vornherein zu begegnen.

Diesem vom BGH dargestellten Interessensgegensatz
ist ein angemessener Interessensausgleich bei der Be-
wertung entsprechender Abtretungsklauseln vorzu-
nehmen. Die der Entscheidung zugrunde liegende Ab-
tretungserklärung hält der Inhaltskontrolle des BGH

nicht stand, da nicht erkennbar ist, ob die Sicherungs-
abrede sich nur auf Ansprüche aus dem jeweiligen
Kreditantrag bezieht oder auch zur Sicherung von An-
sprüchen aus anderem Rechtsgrund gegenüber dem
Kunden besteht. Darüber hinaus stellt die Klausel auch
nicht klar, unter welchen Voraussetzungen die Bank
berechtigt sein soll, von der Sicherungsabtretung Ge-
brauch zu machen. Auch soweit die Klausel die Abtre-
tung "sonstiger" Ansprüche gegen "Dritte" vorsieht, ist
dem Bestimmtheitserfordernis nicht genügt. Des weite-
ren ist die Klausel weder zeitlich noch betragsmäßig
begrenzt, so daß eine unverhältnismäßige Übersiche-
rung der Bank besteht.

Durch diese BGH-Entscheidung ist ein Problemfeld
aufgetan, dessen genaue und konkrete Konturen noch
nicht abzusehen sind. Es wird wohl noch einer Vielzahl
von Entscheidungen zu verschiedenen Abtretungsklau-
seln bedürfen, bis sich eine konkrete Standardformulie-
rung herausgebildet hat, die dem vom BGH geforder-
ten gerechten Interessensausgleich zwischen den Ver-
tragsparteien entspricht.

Meldungen

unnötige Kapitallebensversicherung

Fehlerkorrektur der Meldung im Info
3/89 und weitere Rechtsprechung

Im letzten Heft 3/89 erschien unter der Rubrik "Mel-
dungen" eine Mitteilung über ein Urteil des BGH zum
Schadensersatz bei unnötiger Kapital-Lebensversiche-
rung. Diese Mitteilung enthielt ein Berechnungsbeispiel
aus der Praxis, bei dem der über eine Lebensversiche-
rung gewährte Kredit einem normalen Ratenkredit zu
marktüblichen Bedingungen gegenübergestellt wurde.

Bei der Feststellung der Belastungen eines normalen
Ratenkredites zu marktüblichen Bedingungen ist die
Gesamtbelastung falsch berechnet worden. Bei einem
Schwerpunktzinssatz für Januar 1984 in Höhe v. 0,43 %
hätte es bei monatlichen Raten von 635,16 DM nicht 77
Raten und einer Restzahlung von 291,30 DM bedurft,
um das Gesamtdarlehen zu tilgen, sondern richtiger-
weise muß es heißen, daß 90 Raten zu je 635,16 DM
und eine Schlußzahlung von 275,83 DM zu erbringen
sind. Dies ergibt eine Gesamtbelastung v 57.440,23 DM
(falsch war die Angabe Gesamtbelastung = 49.198,62
DM). Die Differenz zu der Gesamtbelastung aus dem

Lebensversicherungskredit und dem normalen Raten-
kredit zu marktüblichen Bedingungen beträgt daher
91.463,04 DM - 57 440,23 DM = 34 022,81 DM. (Falsch
war der Differenzbetrag von 42 264,42 DM).

Der aufgetretene Rechenfehler beeinträchtigt den In-
halt unserer Meldung aus dem letzten Heft in keinster
Weise.

Als Ergänzung zur Rechtsprechungsübersicht in diesem
Heft soll noch auf ein Urteil des OLG Celle vom
05.04.89 (veröffentlicht in NJW-RR Heft 18/89, Seite
1134 ff.) hingewiesen werden.

Leitsatz:

1. Die Sittenwidrigkeit eines Ratenkreditvertrages ist
nicht alleine deswegen gegeben, weil die Kreditver-
pflichtungen das pfändungsfreie Einkommen nach §
850 c ZPO überschreiten (gegen LG Lübeck, NJW
1987, 959).

2. Auf einen Kreditvertrag verknüpft mit einer Kapi-
tal-Lebensversicherung sind die Grundsätze der
Rechtsprechung zum Ratenkredit entsprechend ange-

BAG-SB INFORMATIONEN Heft 4/89 13



wendet worden. Dabei haben die Gewinnanteile der Le-
bensversicherung unberücksichtigt zu bleiben.

3. Zur Berechnung des Verzugsschadens der Bank.

Es ist zu vermuten, daß dem OLG Celle das neue Ur-
teil des BGH zum Kreditvertrag mit verbundener Le-
bensversicherung vom 09.03.89 noch nicht bekannt war,
bzw. es war den Parteien dieses Prozesses noch nicht
möglich, die Grundsätze des neuen Urteils des BGH in
den Prozeß einzuführen.

Gleichwohl beantwortet das OLG Celle mit seinem Ur-
teil die drängende Frage, wie denn überhaupt eine Ver-
gleichbarkeit eines Ratenkredits mit verbundener Le-
bensversicherung zu einem normalen Ratenkredit zu
bewerkstelligen ist. Das Urteil des OLG Celle basiert
auf einem Urteil des BGH, veröffentlicht in NJW 1988,
1318 = VUR 3/1988, Seite 139; besprochen in BAG-
Info 3/88, Seite 9.

In jenem Urteil hatte sich der BGH bereits dafür aus-
gesprochen, die Belastung aus Zinsen und Versiche-
rungsprämien-Sparanteil mit den Belastungen aus ei-
nem marktüblichen Ratenkredit-Vertrag zu verglei-
chen. Die Vorgabe des BGH, daß von der Prämie für
die Lebensversicherung nur die Sparanteile in den Be-
lastungsvergleich mit einem marktüblichen Ratenkredit
einzubeziehen und die Anteile für eine Risiko-Lebens-
versicherung entsprechend herauszurechnen sind, hat
das OLG Celle aufgrund seiner Erfahrungen mit Le-
bensversicherern geschickt so umgesetzt, indem es fest-
stellt, es genüge, wenn in die Vergleichsrechnung auf
Seiten des Ratenkredites eine Prämie für eine übliche
Restschuldversicherung auf den Todesfall eingestellt
wird, da der Risiko-Anteil der Prämie für die Kapital-
Lebensversicherung in etwa der reinen Risikoprämie
hei der Restschuldversicherung auf den Todesfall ent-
spricht. Demzufolge hat es in die Vergleichsrechnung
neben den reinen Kreditkosten die gesamten Prämien
für die Lebensversicherung einbezogen und aus den
sich daraus ergebenden Kreditkosten den effektiven
Jahrenszins für die kombinierte Kredit-Lebensversiche-
rung festgestellt. Die Kosten des vergleichbaren Raten-
kredits - ausgehend vom Nettokreditbetrag - nach dem
Schwerpunktzins der Deutschen Bundesbank, sind zu-
sammen mit der finanzierten Restschuldversicherungs-
prämie, interpoliert aus den Prämiensätzen der be-
stimmten Versicherungsgesellschaft, und einer 2%-igen
Bearbeitungsgebühr, berechnet auf den Nettokreditbe-
trag, ermittelt worden. Aus diesem Kostenanteil ist
schließlich der effektive Jahreszins des vergleichbaren
Ratenkredits festgestellt worden und dem effektiven
Jahreszins aus dem Kreditvertrag mit verbundener Le-
bensversicherung gegenübergestellt worden.

Aufgrund der Feststellungen dieses überzeugenden

Urteils, denen sich der BGH wahrscheinlich nicht ver-
schließen wird, bleibt für den Fall, daß ein Aufldä-
rungsverschulden der Bank nicht nachzuweisen ist, im-
mer noch die Möglichkeit, eine unter Umständen vor-
liegende sittenwidrige Überhöhung des Kreditvertrages
mit verbundener Lebensversicherung zu überprüfen. In
aller Regel liegt die Überhöhung solcher Kreditver-
träge im Grenzbereich, so daß sich eine Berechnung
auf jeden Fall lohnt.
(Helmut Achenbach)

Im Wunderland...

Prophylaktische Schuldnerberatung
mit DDR-Übersiedlern

Keine Gemeinde, keine Stadt, die in den letzten Wo-
chen nicht von der Ausreisewelle von DDR-Übersied-
lern überrascht, wenn nicht gar überrollt wurde. Keine
dubiosen Arbeitgeber, keine ominösen Kredithaie, kei-
ne windigen Versicherungsvertreter, die hier nicht ihre
große Chance witterten - und häufig genug bekamen.
Die VHS im Kreis Reutlingen hat daher (u. a. im Zu-
sammenwirken mit der SB des Landratsamtes) eine
mehrtägige Veranstaltungsreihe für Übersiedler durch-
geführt, die überwiegend vom Regierungspräsidium fi-
nanziert wurde, für die Teilnehmer kostenfrei war.
Themen waren u. a.: Politisches System BRD, soziale
Marktwirtschaft kontra sozialistische Planwirtschaft,
Arbeitswelt der BRD, Verbraucherrecht und Verbrau-
cherschutz. Zu letzterem zählten insbesondere Hinwei-
se zu Vertragsabschlüssen allgemein, Versicherungsfra-
gen, Bankgeschäfte, Wohnungsangelegenheiten, Haus-
türgeschäfte, Abonnements, Tips und Adressen.
Es zeigte sich, daß die Übersiedler z.T. ein vollkommen
anderes Verständnis von den knallharten Bedingungen
unseres Marktes hatten (Angebot und Nachfrage, Kon-
kurrenzkämpfe, sog. freier Wettbewerb, soziale Absi-
cherung, Kaufkraft, Versicherungsschutz, Verfügbar-
keit von Wohnraum, Tücken des Kleingedruckten, feh-
lende staatliche Kontrolle in allen Bereichen i. S. der
Planwirtschaft u. v. m.).
Bestimmte in der BRD gebräuchliche Begriffe sind z.
T. gänzlich anders besetzt oder erzeugen andere Asso-
ziationen. Kurzum: Die DDR-Übersiedler erscheinen
in ihrer (systembedingten) Unerfahrenheit geradezu
naiv und sind daher den marktwirtschaftlichen/kapitali-
stischen Gegebenheiten in der BRD und deren Gefah-
ren im wahrsten Sinne ausgeliefert.
Es kann als sicher angesehen werden, daß trotz noch
weiter zu initiierender Aufklärungsarbeit in wenigen
Jahren gerade die Um- und Übersiedler verstärkt
Schuldnerberatungsstellen in Anspruch nehmen werden
(müssen).
Es ist wichtig und notwendig, daß wir Schuldnerberater
auf die Notwendigkeit prophylaktischer Arbeit nicht
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nur in unseren Konzeptionen hinweisen, sondern in viel
verstärkterem Maße auch umzusetzen versuchen. Die
gemachten Erfahrungen zeigen, daß die DDR-Über-
siedler in ihren sog. Übergangswohnheimen sehr begie-
rig und lernwillig darauf warten, alle Seiten des Kapita-
lismus kennenzulernen. Hier wäre unsere Chance.
(Benedikt Kirfel)

Pfändungsfreigrenzen

Erhöhung ist überfällig

Von Marius Stark erhielten wir die nachfolgend abge-
druckte Aufforderung an den Bundesminister der Justiz
(BMJ), endlich die seit 1984 eingefrorenen Pfändungsfrei-
grenzen angemessen zu erhöhen. Marius Stark fordert
stellvertretend für den Arbeitskreis Schuldnerberatung
Düsseldorf - Neuss - Kreis Mettmann alle Kollegen in der
Bundesrepublik auf diese Forderung als gemeinsame Ak-
tion zu unterstützen und gleichfalls entsprechende Schrei-
ben an den BALI zu richten.
Auch die BAG-SB unterstützt diesen Aufruf

AK Schuldnerberatung
Düsseldorf - Neuss - Kreis Mettmann
Sozialdienst kath. Frauen und Männer Düsseldorf e. V.,
Ev. Kirchengemeinde Garath, Verbraucherberatg. Düs-
seldorf, SKM Neuss e. V., SKF Ratingen e.V, Caritas-
verband für den Kreis Mettmann, SKFM Hilden e.V.,
SKFM Erkrath e. V.

An den
Bundesminister der Justiz
Postfach 20 06 50
5300 Bonn 2

Betrifft: Erhöhung der Pfändungsfreigrenzen

Sehr geehrter Herr Justizminister Engelhard,

Seit Jahren arbeiten die o. g. Beratungsstellen mit ver-
schuldeten Familien und Einzelpersonen.
Dabei erleben wir immer häufiger, daß viele unserer
Klienten aufgrund von Lohnpfändungen mittlerweile
weniger erhalten als ihnen nach dem Sozialhilfebedarf
zustehen würde. Hintergrund ist, daß die Pfändungs-
freigrenzen zum letzten Mal im April 1984 erhöht wur-
den.

Nicht nur die gestiegenen Lebenshaltungskosten und
die damit verbundene Erhöhung der Sozialhilfesätze,
sondern insbesondere die gestiegenen Mietpreise für
Wohnraum haben unseres Erachtens dazugeführt, daß
der Sozialhilfebedarf und das aufgrund der Pfändungs-
tabelle pfändbare Einkommen immer weiter ausein-

anderklaffen.
Nach unserer Meinung berücksichtigen die derzeitigen
Pfändungsfreigrenzen in keiner Weise die tatsächliche
wirtschaftliche Entwicklung der letzten Jahre.
Sie lassen einem Schuldner - dessen Lohn und Gehalt
gepfändet wird - nicht mehr so viel, daß er und die von
ihm unterhaltenen Angehörigen ein menschenwürdiges
Leben führen können.
Wir möchten daher aus dringendem und fürsorgeri-
schem Interesse gegenüber unseren Klienten anregen,
die Pfändungsfreigrenzen entsprechend zu erhöhen.
(---)

Mit freundlichen Grüßen
i. A.
Marius Stark
-Sozialarbeiter-

PS: Durchschriften dieses Schreibens gehen an die vier
Bundestagsfraktionen.

Sozialhilfeinitiativen fordern

Sozialhilfe muß mindestens um
100 DM erhöht werden

Die sofortige Erhöhung der Sozialhilfe um mindestens
100,-- DM fordern die Sozialhilfeinitiativen in der Bun-
desrepublik und West-Berlin von der am 25./26. Okto-
ber tagenden Ministerpräsidentenkonferenz.

"Dies kann jedoch nur ein erster Schritt in Richtung ei-
ner wirklich bedarfsgerechten Bemessung der Sozialhil-
fe sein", erklärte ein Sprecher der Arbeitsgemeinschaft
der Sozialhilfeinitiativen heute in Frankfurt. Langfristig
fordern die bundesweit in etwa 150 Initiativen zusam-
mengeschlossenen Sozialhilfeberechtigten die Umset-
zung ihres 1985 beschlossenen "Bielefelder Forderungs-
kataloges", der u. a. für jeden erwachsenen Anspruchs-
berechtigten monatlich 775 DM Sozialhilfe, 125 DM
Kleidergeld, die Übernahme der Energiekosten für 190
KWh sowie die Übernahme der vollen Miet-, Mietne-
ben- und Heizkosten vorsieht.

Das auf der Ministerpräsidentenkonferenz zur Ent-
scheidung anstehende neue Bedarfsbemessungssystem
für die Sozialhilferegelsätze, das sog."Statistikmodell",
wird von den Sozialhilfeinitiativen mit aller Entschie-
denheit abgelehnt. Die wichtigsten Gegenargumente
gegenüber dem neuen Bemessungssystem sind:
- Wenn mit dem "Statistikmodell" die Gebrauchsge-
wohnheiten unterer Lohngruppen zugrunde gelegt wer-
den, bedeutet dies de facto die Abschaffung von Nach-
prüfbarkeit und Vergleichbarkeit. Sozialpolitisches Fa-
zit der neuen Methode zur Sozialhilfebemessung: Mit
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der Dynamisierung der Regelsätze ist eine neue Metho-
de gefunden, den Vergleichsmaßstab für Armut und
Existenzminimum ständig herabzusetzen und den Ar-
mutsbegriff flexibel der allgemeinen Verarmung anzu-
passen.

- Vor dem Hintergrund der Entwicklung unterer Lohn-
gruppen (KAPOVAZ, Leiharbeit, Teilzeitarbeit, befri-
stete Arbeitsverhältnisse usw., d. h. der ungeschützten
Arbeitsverhältnisse überhaupt) gewinnt die Flexibilisie-
rung des Armutsbegriffs durch die Einführung des "Sta-
tistikmodells" die sozialpolitische Bedeutung. Die Kop-
pelung der Sozialhilferegelsätze mit den unteren Lohn-
gruppen eröffnet die Spirale nach unten. So können auf
Dauer die Regelsätze nicht nur überhaupt eingefroren,
sondern auch herabgesetzt werden.

- Sowohl der alte Warenkorb von 1970 als auch der "Al-
ternative Warenkorb" von 1985 hatten ein Bedarfsmen-
genschema zugrunde gelegt, das als Mindestmenge not-
wendiger Waren nachprüfbar war. In der Sozialhilfe-
praxis heißt das, Bedarf konnte nachgewiesen und so-
mit mit dem gesamtgesellschaftlichen Lebensstandard
verglichen werden. Aus diesem Grund haben sich die
Sozialhilfeinitiativen der Bundesrepublik und West-
Berlins auch für die Beibehaltung des Bedarfsdek-
kungsprinzips nach dem alten Warenkorbschema aus-
gesprochen, als sie 1985 ihre eigenen Regelsatzforde-
rungen ("Bielefelder Forderungskatalog") erarbeiteten.

Sollte das "Statistikmodell" tatsächlich eingeführt wer-
den, so fordern die Sozialhilfeinitiativen, die Heranzie-
hung der Durchschnittseinkommen als Orientierungs-
größe für die Sozialhilfebemessung und nicht wie vor-
gesehen die Einkommenssituation unterer Lohngrup-
pen.

Mit der Entscheidung der Ministerpräsidentenkonfe-
renz am 25./26. Oktober in Berlin soll ein seit Jahren
wahrender Streit zwischen den Arbeits- und Sozialmini-
stern/-senatoren auf der einen Seite und ihren Amts-
kollegen aus den Innen- und Finanzressorts anderer-
seits über das, was Sozialhilfeberechtigten in diesem
Land zum Leben zugestanden wird, beendet werden.
Das Groteske an der ganzen Sache ist, daß es dabei
mittlerweile bundesdurchschnittlich noch nicht einmal
um ganze 20,-- DM monatlich mehr für einen alleinste-
henden, erwachsenen Anspruchsberechtigten bzw. den
Haushaltsvorstand geht. Ein Betrag, auf den die Betrof-
fenen nicht anders als mit Zynismus reagieren können.

Forderungskatalog der Sozialhilfeinitiativen in der
Bundesrepublik und in West-Berlin

züglich der Übernahme der Energiekosten für 190
KWh.

- Erhöhung des monatlichen Regelsatzes für einen
Säugling in den ersten zwölf Lebensmonaten auf
330 DM zuzüglich der Übernahme der Energiekosten
für 100 KWh.

- Entsprechende Erhöhung der monatlichen Regelsätze
für alle anderen Haushaltsangehörigen.

- Gewährung einer monatlichen Kleidergeldpauschale
von 125,-- DM für jeden erwachsenen Anspruchsbe-
rechtigten, von 83,-- DM für einen Säugling in den er-
sten zwölf Lebensmonaten sowie entsprechender
Kleidergeldpauschalen für alle anderen Haushaltsan-
gehörigen.

- Volle Übernahme der Miet-, Mietneben- und Heizko-
sten in Wohnungen mit normalem Wohnstandard.

- Beibehaltung des Warenkorbes als Berechnungs-
grundlage der Sozialhilfe-Regelsätze - keine Einfüh-
rung des sogenannten Statistikmodells.

- Ersatzlose Streichung des § 22,Abs. 3 BSHG, wonach
Sozialhilfe immer niedriger ausfallen muß als Ein-
kommen "unterer Lohngruppen".

- Weg mit der Zwangsarbeit! - Streichung des § 25
BSHG (Kürzung bzw. Streichung der Sozialhilfe).

- Aufhebung des § 26 BSHG, wonach in Ausbildung
stehende Personen keinen Anspruch auf Sozialhilfe
haben.

- Einschränkung der Unterhaltspflicht auf Ehepartner
sowie Eltern gegenüber minderjährigen Kindern - er-
satzlose Streichung des § 122 BSHG (Unterhalts-
pflicht bei eheähnlicher Gemeinschaft).

- Volle Gleichstellung von Asylsuchenden und ausländi-
schen Mitbürgern mit deutschen Sozialhilfeberechtig-
ten - keine Unterbringung in Internierungslagern
sowie Bargeld statt Wertgutscheine.

- Kindergeld und Kindergeldzuschlag auch für Sozial-
hilfeberechtigte ohne Anrechnung als Einkommen.

- Nulltarif für Sozialhilfeberechtigte und Arbeitslose in
allen öffentlichen Verkehrsmitteln und Einrichtungen.

- Zahlung eines jährlichen Urlaubsgeldes in Höhe eines
monatlichen Regelsatzes durch das Sozialamt.

- Rücknahme aller seit 1982 vorgenommenen Kürzun-
gen in der Sozialhilfe - Ausbau der "Hilfe in besonde-
ren Lebenslagen" sowie jährliche Anpassung aller So-
zialhilfeleistungen an die Inflationsrate.

- Finanzielle Unterstützung der unabhängigen Bera-
tungsarbeit der Sozialhilfeinitiativen sowie die Erlaub-
nis zur Beratung und Hilfe in Sozialrechtsangelegen-
heiten.

(Die DM-Beträge beziehen sich bei den Erwachsenen
auf das Jahr 1987, beim Säugling auf das Jahr 1988)

Kontaktadresse:
Arbeitsgemeinschaft der Sozialhilfeinitiativen
Moselstraße 25, 6000 Frankfurt/M. 1, Tel: 069/250038

- Erhöhung des monatlichen Regelsatzes für einen er-
wachsenen Sozialhilfeberechtigten auf 775,-- DM zu-
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keine Regelaufgabe

Hamburger Devise: Zurück zur ABM!

Aus dem Hamburger Bezirksamt Bergedorf kommen -
zwar nur bruchstückhaft aber doch bemerkenswert -
ganz wunderliche Informationen. Offenbar soll Schuld-
nerberatung dauerhaft auf ABM-Basis gestellt werden.
Wenn Im Bezirksamt Mitte die ABM-Stellen auslaufen,
läßt man es halt darauf ankommen, ob sich nicht viel-
leicht ein Verein bildet, der dann ja wieder ABM-Stel-
len beantragen kann. So ist es jedenfalls dem Hambur-
ger Kulturjournal »HH-SCENE« zu entnehmen, dessen
Beitrag wir hier auszugsweise zum Besten geben:

»...Vor wenigen Wochen beschloß das Organisations-
amt zusammen mit Vertretern der Bezirke, daß die
Schuldnerberatung weiterhin lediglich über Arbeitsbe-
schaffungs-Maßnahmen zu bestreiten ist. Begründung:
Dieser soziale Dienst sei schließlich keine Regelaufga-
be, keine "Hilfe in schwierigen Lebenssituaionen", wie
es im Gesetz heißt. Die Klienten müssen aufgrund die-
ser Entscheidung zunächst sechs bis acht Wochen auf
einen Termin bei ihrem Bezirksamt warten. Laufen die
ABM-Verträge nach zwei Jahren aus, wie demnächst
im Bezirk Mitte, bekommt der Ratsuchende die Mittei-
lung, daß die Bearbeitung seines Falles vorerst beendet
ist.
Optimal sind die Voraussetzungen für die Beratung

demnach nicht - weder für Schuldner noch für Mitar-
beiter der Behörden. Die beiden ABM-Kräfte im Be-
zirk Bergedorf etwa haben es nicht nur mit 150 laufen-
den Fällen zu tun, sondern zudem mit den übernomme-
nen Akten, die aus Zeitmangel kaum eingesehen wer-
den konnten. Ob die Stellen wieder besetzt werden, ist
fraglich: Oft kann das Arbeitsamt die angeforderten
Bankkaufleute oder kaufmännisch geschulten Juristen
und Sozialarbeiter/innen nicht vermitteln.
Der vertröstete oder verprellte Schuldner wird auf die-
se Weise in die Klauen kommerzieller Berater getrie-
ben. Solche Institute, die sich gern "Schutzgemein-
schaft" oder "Selbsthilfeorganisation" nennen und denen
teilweise sogar Gemeinnützigkeit zuerkannt wurde,
streichen bereits für die Erstberatung bis zu 200 Mark
ein und behalten Anteile der von ihnen abgewickelten
Ratenrückzahlungen ein.

Ein Bankkaufmann, dessen ABM-Vertrag beim Be-
zirksamt Mitte demnächst ausläuft, geht nun in die Of-
fensive und setzt seine Tätigkeit im Rahmen eines Ver-
eins fort. "Arbeit und soziale Praxis" heißt das Institut,
mit Sitz in der Isestraße, das auch Aufgaben anpacken
will, vor denen die überlasteten Ämter kapitulieren
müssen: vorbeugende Aufklärung junger Erwachsener
und schwerpunktmäßige Betreuung bestimmter Wohn-
gebiete wie Mümmelmannsberg, in denen die Ver-
schuldung rasant zunimmt...«

Themen

12. Wahlperiode

HESSISCHER LANDTAG

Antwort der Landesregierung
auf die Große Anfrage der Fraktion der SPD
betreffend Schuldnerberatung in Hessen
Drucksache 12/4067

(auszugsweise abgedruckt)

(..•)
Vorbemerkung des Wirtschaftsministers:
Als Reaktion auf die zunehmende Verschuldung breiter
Bevölkerungskreise wurde seit Anfang der 80er Jahre
im Bereich der Sozialarbeit, aber auch bei den Ver-
braucherzentralen, ein spezielles Beratungs- und Hilfs-
angebot, nämlich die Schuldner- bzw. Kreditberatung

Drucksache 12/4%1

15.08.89

entwickelt.

Die hohe Verschuldung, die insbesondere durch Ein-
kommenseinbrüche in vielen Fällen zur Zahlungsunfä-
higkeit führte, wurde zunächst als individuelle Auffällig-
keit von den Sozialarbeitern des allgemeinen Sozial-
dienstes beobachtet. Nach Auffassung der Landesregie-
rung hat sich die Schuldnerberatung in den letzten Jah-
ren zu einem wichtigen Arbeitsfeld in der Sozialarbeit
entwickelt. Kaum eine Berufsgruppe ist mehr mit Men-
schen in Notlagen konfrontiert als die der Sozialarbei-
ter. In der Schuldnerberatung steht nach Auffassung
der Landesregierung der ratsuchende Mensch in seiner
Gesamtheit im Vordergrund, nicht einzelne Sachfragen
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oder eng abgegrenzte Probleme. Der soziale, wirt-
schaftliche und rechtspolitische Kontext, in dem sich
der Ratsuchende befindet, wirkt entscheidend auf seine
konkreten Lebenszusammenhänge und Lebensbezüge
ein und darf deshalb in der Beratung nicht vernachläs-
sigt werden. Schuldnerberatung muß nach Auffassung
der Landesregierung sozial-, rechts- und verbraucher-
politische Entwicklungen beobachten und die Auswir-
kungen auf die Betroffenen erkennen.

Um den komplexen Aufgabengebieten und den Pro-
blemlagen der Ratsuchenden gerecht zu werden, bedarf
es eines ganzheitlichen Beratungsansatzes, wobei ent-
scheidend ist, daß die notwendigen fachlichen Kompe-
tenzen, wie sie sich aus dem geschilderten Anforde-
rungsprofil ergeben, dem Schuldnerberater präsent
sind.

Ziel der Schuldnerberatung in der individuellen Hilfe
ist es, den oft auf Jahrzehnte hinaus hoffnungslos er-
scheinenden Überschuldungskreislauf der Ratsuchen-
den zu unterbrechen und ein menschenwürdiges Leben
zu ermöglichen, das wieder positive Perspektiven und
gesellschaftliche Teilhabe eröffnet. Dies gilt sowohl für
den Schuldner selbst als auch für seine Familienmitglie-
der, die immer ebenfalls betroffen sind, weil sie die so-
ziale und wirtschaftliche Notsituation zwangsläufig tei-
len. Da die Aufgaben der Schuldnerberatung so kom-
plex sind, in der Praxis eine Reihe von speziellen Fach-
gebieten berühren, wie Ehe- und Lebensberatung, Kri-
senintervention, Erziehungsberatung, wirtschaftliche
und rechtliche Beratung sowie psycho-soziale Hilfen,
sollte nach Auffassung der Landesregierung die Schuld-
nerberatung als Teil der Sozialberatung gesehen wer-
den, da nur diese dem ganzheitlichen Ansatz gerecht
wird.

E )ic sozialpolitische Bedeutung der Verbraucherbera-
ung wuchs in den letzten Jahren durch die Probleme

der Überschuldung. Allein aufgrund der Verbraucher-
nachfrage kann dies kann dies bei den Beratungsstellen
der Verbraucherzentrale Hessen e.V. und des Deut-
schen Hausfrauenbundes festgestellt werden. Eine sozi-
alorientierte Verbarucherinformation erfordert deshalb
eine Zusammenarbeit zwischen Verbraucherberatungs-
stellen, Sozialämtern, Verbänden der freien Wohl-
fahrtspflege und örtlichen Selbsthilfegruppen. Die Ver-
braucherberatung sollte dabei jedoch keine Aufgaben
im Kernberich der Sozialarbeit übernehmen.(...)

Frage 1.a)

Ist die Landesregierung der Auffassung daß die Banken
ihren Informations- und Aufklärungspflichten angemes-
sen nachkommen?

Zu unterscheiden ist zwischen einer Informations- und
Aufklärungspflicht hinsichtlich der rechtlichen Rah-
menbedingungen eines Kreditgeschäftes und der Infor-

mation und Aufklärung über weitergehende Fragen.
Hinsichtlich der rechtlichen Rahmenbedingungen
kommt die Kreditwirtschaft offensichtlich ihren Aufklä-
rung.s- und Informationspflichten nach. Dies ergibt sich
aus der Überlegung, daß bei den hier in Rede stehen-
den Kreditverträgen meist Allgemeine Geschäftsbedin-
gungen verwendet werden. Hier hat die Rechtspre-
chung detaillierte Forderungen hinsichtlich deren Ge-
staltung und hinsichtlich der Information der Partner
der Verwender der Allgemeinen Geschäftsbedingungen
(AGBs) aufgestellt. Für den Fall, daß den Kriterien der
Rechtsprechung nicht genügt wird, geht der Verwender
der AGB-Klauseln das Risiko der Unwirksamkeit der
einschlägigen Klauseln ein.

Die Preisangabenverordnung mit ihrem § 4 zum effek-
tiven Jahreszins stellt darüber hinaus strenge Anforde-
rungen hinsichtlich der Aufklärung über die Kosten des
Kredits auf. Ein nicht ganz leichtsinniger Konsument ist
also in der Lage, die Konsequenzen seines Verhaltens
zu übersehen.

Die eigentliche Problematik der Konsumentenkredite
liegt in der Überschätzung der Möglichkeiten seitens
der Kreditnehmer, den Kredit zu bedienen. Hier be-
steht jedoch keine Verpflichtung der Kreditwirtschaft
zur Aufklärung und zur Information. Ob ein Kreditin-
stitut es geschäftspolitisch für geboten oder für sinnvoll
hält, hohe Blankokredite zu gewähren oder nicht, ist
dessen Entscheidung. Es darf nicht verkannt werden,
daß die Gewährung eines Blankokredits zugleich auch
ein Risiko für das Institut darstellt. Die Rechtsprechung
hat zur Frage der Zulässigkeit solcher Kredite inzwi-
schen einige einschränkende Urteile erlassen.

Sofern die Geschäftspolitik eines Kreditinstituts allge-
mein darauf ausgerichtet ist, unter Verstoß gegen die
von der Rechtsprechung entwickelten verbraucher-
schützenden Grundsätze Kredite zu vergeben, ist die
Zuständigkeit des Bundesaufsichtsamtes für das Kredit-
wesen sowie - hinsichtlich der hessischen Sparkassen -
die Zuständigkeit des Ministeriums für Wirtschaft und
Technik als oberster Sparkassenaufsichtsbehörde be-
gründet.

Was die öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute in Hessen
(die Sparkassen, die Nassauische Sparkasse sowie die
Hessische Landesbank - Girozentrale -) anbelangt, lie-
gen keine Informationen vor, daß diese den Informati-
ons- und Aufklärungspflichten gegenüber privaten Kre-
ditnehmern nicht angemessen nachkommen. Überein-
stimmender Eindruck der Sparkassen-Aufsichtsbehör-
den ist vielmehr, daß in den einer Kreditvergabe vor-
ausgehenden Beratungsgesprächen regelmäßig die ex-
akten Zinskosten und auch die Tragbarkeit der monat-
lichen Belastung zusammen mit dem möglichen Kredit-
nehmer gründlich herausgearbeitet werden. Im übrigen
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ist allgemein anerkannt, daß insbesondere die kommu-
nalen Sparkassen im Sinne des von ihnen zu erfüllen-
den öffentlichen Auftrags auch für sozial schwächer ge-
stellte Kunden sich besonders engagieren.

(..•)

Frage 2.
Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung über die
mittelbare oder unmittelbare Zusammenarbeit der öffent-
lich-rechtlichen Banken und Sparkassen, an denen das
Land Hessen beteiligt ist, mit sogenannten 'Einweisem",
die Konsumentenkredite vermitteln, vor?

Der Landesregierung liegen keine Kenntnisse vor, wo-
nach eine mittelbare oder unmittelbare Zusammenar-
beit von öffentlich-rechtlichen Banken und Sparkassen,
an denen das Land Hessen beteiligt ist, mit sogenann-
ten "Einweiser", die Konsumentenkredite vermitteln,
erfolgt. Eine derartige Zusammenarbeit würde auch die
geschäftspolitischen Leitlinien, die auf eine Stärkung
des Verbundgedankens im Sparkassenbereich gerichtet
sind, konterkarieren. Die Kundenakquisition durch die
Verbundpartner, insbesondere die Landesbausparkasse
Hessen und die Hessen-Nassauischen Versicherungsan-
stalten, beinhaltet jedoch nicht eine reine Vermittlungs-
tätigkeit, wodurch den Sparkassen neue Kreditkunden
von "außen" zugeführt werden; vielmehr erfolgt diese
Zusammenarbeit vor dem Hintergrund, den Kunden
der Sparkassen eine die gesamte kreditwirtschaftliche
Angebotspalette umfassende Beratung anzubieten.
Deshalb sollte insoweit weniger von einer "Vermitt-
lungstätigkeit" als vielmehr von einer "Betreuung des
Sparkassenkunden aus einer Hand" gesprochen werden.

Frage 3.
Welche Möglichkeit sieht die Landesregierung besonders
gefährliche Formen der Kreditwerbung zu unterbinden,
wie z. B. Werbung für Kredite zur Finanzierung des tägli-
chen Lebensbedarfs, Werbung für Kredite, die mit dem
Abschluß von Versicherungen verknüpft sind, Werbung
für Umschuldungskredite, usw.?

Sittenwidrige oder irreführende Werbemethoden sind
bereits nach den Vorschriften des Gesetzes gegen den
unlauteren Wettbewerb zu unterlassen. Ob darüber hi-
naus ein Bedürfnis für eine weitergehende gesetzliche
Verbotsregelung besteht, wird nur an Hand einer ge-
nauen Beobachtung der Marktgepflogenheiten des Kre-
ditgewerbes beantwortet werden können. Die Landes-
regierung wird den angesprochenen Problemkomplex
aufmerksam verfolgen und bei Bedarf entsprechende
gesetzliche Verbotsregelungen prüfen. Dabei wird je-
doch zu berücksichtigen sein, daß sich etwaige Überle-
gungen, unerwünschte, bedenkliche Formen der Kredit-
werbung gesetzlich zu beschränken oder zu unterbin-
den, in jedem Fall an dem verfassungsrechtlichen Maß-
stab der Artikel 5 und 12 Abs. 1 GG zu orientieren ha-

ben. Da auch die Wirtschaftswerbung den Grundrechts-
schutz der Meinungsfreiheit genießt, könnte eine staat-
liche Reglementierung der Werbung für Konsumenten-
kredite nur durch ein allgemeines Gesetz unter Berück-
sichtigung des Verhältnismäßigkeitsprinzips erfolgen.
Eine derartige Regelung würde jedoch zwangsläufig in
das durch Art. 12 GG auch geschützte Recht der freien
Berufsausübung eingreifen. Zwar ist die berufliche Tä-
tigkeit als solche einer gesetzlichen Regelung zugäng-
lich (Art. 12 Abs. 1 Satz 2 GG), ihre Beschränkung ist
jedoch an das Vorliegen "sachgerechter Erwägungen
des Gemeinwohls" sowie an die Beachtung des Grund-
satzes der Verhältnismäßigkeit geknüpft.

Hinsichtlich der unter heutiger Betrachtungsweise zu-
treffenden Gefährlichkeit von Werbemaßnahmen für
Umschuldungskredite, die insbesondere unter Einschal-
tung von Kreditvermittlern gewährt werden, sei auf den
Entwurf eines Verbraucherkreditgesetzes verwiesen.
Da mit einer Verabschiedung des Entwurfs die Gefahr
für den Kreditnehmer gemindert wird, zusätzlich zu
den Aufwendungen für die Rückzahlung des ursprüng-
lichen Kredits weitere, meist erhebliche mit der Um-
schuldung verbundene Kosten tragen zu müssen, ver-
liert damit auch die Werbung an Brisanz.

Frage 4.

In welcher Form ergreift die Landesregierung angesichts
der steigenden Zahl von Privatschuldnem und -schuldne-
rinnen und Fehlentwicklungen im Ratenkreditwesen
Maßnahmen zur Verbraucheraufklärung wie z. B.
- die Bereitstellung zusätzlicher Mittel für die Öffentlich-
keitsarbeit der Verbraucherzentrale Hessen (VZH) und
der Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung
- die Herausgabe von eigenem Informationsmaterial?

Der Verbraucherzentrale Hessen e. V. stehen im Rah-
men der institutionellen Förderung auch Mittel für Öf-
fentlichkeitsarbeit zur Verfügung. Im Jahre 1989 wird
die VZH mit insgesamt ca. 2 Mio DM der Landesregie-
rung, der Bundesregierung und den Kommunen, in de-
nen die VZH eine Beratungsstelle unterhält, gefördert.
Als selbständigem Verein steht es der VZH frei, die
Schwerpunktthemen der Öffentlichkeitsarbeit selbst zu
bestimmen.

Die Schutzgemeinschaft Deutscher Kreditnehmer und
Kapitalanleger e. V. in Gießen hat im Jahr 1988 14.000
DM im Wege der Projektfinanzierung für einen Mo-
dellversuch "Neue Wege der Verbraucheraufklärung"
erhalten. Überwiegend sollten damit Veranstaltungen
zur vorbeugenden Aufklärung der Verbraucher in Mit-
telhessen durchgeführt werden.

Im Rahmen der Aktion "Hessen hilft Verbrauchern"
wurde im September 1988 vom Hessischen Ministerium
für Wirtschaft und Technik ein Verbrauchertip zur
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Aufklärung,möglicher Kreditnehmer herausgegeben.

Frage 5.a)
Welche Haushaltsmittel des Landes und in welcher Höhe
standen bzw. stehen 1984 1987, 1988 und 1989 für die
Schuldnerberatung zur Verfügung?

Die kommunalen Beratungsstellen werden grundsätz-
lich von der jeweiligen Gebietskörperschaft finanziert.
Die Kosten der Schuldnerberatung der Verbraucher-
zentrale Hessen e.V. werden durch die institutionelle
Förderung des Vereins gedeckt. Die in der VZH täti-
gen Kreditberater wurden überwiegend zu 100 v. H.
durch die Arbeitsämter finanziert. Jeweils notwendige
Restfinanzierungen erfolgten durch Spenden und kom-
munale Zuwendungen. Darüber hinaus werden von der
VZH Honoraranwälte beschäftigt, die in den Bera-
tungsstellen auch Kredit- und Schuldnerberatung
durchführen. Auch nehmen Beratungskräfte zum Teil
Aufgaben im Bereich der Kredit- und Schuldnerbera-
tung wahr.

Die VZH wurde im Haushaltsjahr 1986 mit 1.203.300
DM, im Haushaltsjahr 1987 mit 1.113.900 DM, im
Haushaltsjahr 1988 mit 1.219.000 DM gefördert. Für
das laufende Haushaltsjahr ist für die institutionelle
Förderung der VZH ein Haushaltsansatz von 1.260.000
DM vorgesehen.

Im Haushalt des Sozialministeriums standen bei der
Haushaltsstelle 08 02 - 684 06, unter der Zweckbestim-
mung "Zuschüsse für dezentrale Beratungsdienste und
sozialpädagogische Einrichtungen im Rahmen stadtteil-
bezogener und gemeinWesenorientierter Sozialarbeit
sowie für Schuldnerberatungsstellen in Anbindung an
geeignete Beratungsdienste" 1986 700.000 DM und 1987
720.000 DM zur Verfügung. Diese Haushaltsmittel sind
u.a. auch zur Förderung der Schuldnerberatung einge-
setzt worden.

Die genannte Haushaltsstelle ist 1988 nicht wieder in
den Haushaltsplan aufgenommen worden. Dafür wurde
der Mittelansatz bei der Haushaltsstelle 08 20 - ATG 73
"Betreuung von Obdachlosen, Nichtseßhaften und son-
stigen Randgruppen" um 500.000 DM angehoben mit
der zusätzlichen Zweckbindung "Zuschüsse für Schuld-
nerberatung in sozialen Brennpunkten". Der gleiche
Mittelansatz ist auch 1989 in der ATG 73 enthalten mit
dem neuen erläuternden Zusatz "Förderung von Maß-
nahmen der Gemeinwesenarbeit, z. B. der Beratung
und Hilfe zur wirtschaftlichen Lebens- und Haushalts-
führung".

Frage 5.b)
Gedenkt die Landesregierung die bereits bestehenden
Schuldnerberatungsstellen ihrem Finanz- und Personal-
bedarf entsprechend höher auszustatten, und ist sie bereit,

neue Beratungsstellen einzurichten?

Gemeinwesenarbeit in sozialen Brennpunkten und da-
mit verbunden Schuldnerberatung sowie Schuldnerbe-
ratung als Ausfluß des in § 8 Bundessozialhilfegesetz
normierten Gebotes zur persönlichen Hilfe - u. a. Bera-
tung in sonstigen sozialen Angelegenheiten - stellt eine
ausschließlich kommunale Aufgabe dar. Soweit Bera-
tungsstellen eingerichtet sind, deren Arbeitskonzeption
den im Haushaltsplan vorgegebenen Kriterien ent-
spricht und soweit Förderanträge gestellt wurden, hat
die Landesregierung Zuwendungen im Rahmen der
verfügbaren Mittel gewährt. Diese Praxis soll beibehal-
ten werden. Wie bereits erwähnt, liegt die Einrichtung
und Organisation entsprechender Beratungsangebote in
örtlicher Zuständigkeit der kreisfreien Städte und
Landkreise.

Frage 5.c)
Wo in Hessen sind Beratungsstellen vorzufinden?

Die inzwischen gegründete Bundesarbeitsgemeinschaft
Schuldnerberatung e. V. mit Sitz in Kassel hat begon-
nen, alle in Hessen bestehenden Schuldnerberatungs-
stellen zu erfassen. Der Stand dieser Arbeiten kann aus
der beiliegenden Übersicht entnommen werden. Mit-
tels einer telefonischen Umfrage bei den örtlichen Trä-
gern der Sozialhilfe ist versucht worden, die vorliegende
Übersicht zu ergänzen. Diese Umfrage hat folgendes
Bild ergeben: (...) [Hier folgt eine Aufstellung]

Frage 7.
Welche Form der Koordination zur Förderung der fachli-
chen Entwicklung (Informationsaustausch, organisatori-
sche und fachliche Anforderungen der Schuldnerbera-
tung) sieht die Landesregierung und könnte diese Aufga-
be von der BAG-SB übernommen werden?

Die Verbraucherzentrale Hessen arbeitet sehr eng mit
kommunalen Schuldnerberatungsstellen zusammen, in-
dem sie die Überprüfung der Kreditverträge auf Sitten-
widrigkeit durchführt.

Die VZH arbeitet mit der Bundesarbeitsgemeinschaft
Schuldnerberatung (BAG-SB) nicht direkt zusammen.
Die Verbindung zu dieser Organisation müßte über die
Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbände (AgV)
laufen. Die in der Kredit- und Schuldnerberatung täti-
gen Mitarbeiter der VZH werden in erster Linie durch
das Verbraucherinstitut und über den Arbeitskreis Fi-
nanzdienstleistungen innerhalb der AgV, in dem alle
Verbraucherzentralen mitarbeiten, weitergebildet und
mit Informationsmaterialien versorgt.

Die Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung
e.V. in Kassel, die im Rahmen ihrer Arbeit Untersu-
chungen durchführt, die generelle Probleme der
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Schuldnerberatung zum Inhalt haben, hat im Haus-
haltsjahr 1989 von der Landesregierung für die Durch-
führung des Projekts "Untersuchung von Finanzdienst-
leistungen im Hinblick auf das Überschuldungsrisiko
privater Haushalte" 9.500 DM aus Haushaltsmitteln er-
halten.

Frage 8.a)

Wie ist der Stand des vom Bundesministerium für Ju-
gend, Familie, Frauen und Gesundheit ausgeschriebenen
Forschungsvorhabens "Überschuldungssituation und
Schuldnerberatung in der Bundesrepublik Deutschland"?
Frage 8.b)
Sind an ihm hessische Institutionen beteiligt?
Frage 8.c)
Um welche Institutionen handelt es sich und welche The-
men werden dort behandelt?

Der Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen und
Gesundheit hat zuletzt unter dem 16. Februar 1989
über den Stand des Forschungsvorhabens unterrichtet.
Danach ist das Vorhaben in zwei Projektphasen mit
Laufzeiten vom Dezember 1988 bis Januar 1990 und für
die Jahre 1990 bis 1993 geplant.

Der Auftrag für die erste Projektphase wurde an die
"gp-Forschungsgruppe" in München vergeben.

In dieser Phase sollen u. a. die Tätigkeit der Schuldner-
beratungsstellen analysiert und Modellförderungskrite-
rien entwickelt werden.

In der zweiten Projektphase wird daran gedacht, durch
Teilfinanzierung zwei bis vier Modellberatungsstellen
zu fördern und zwölf oder dreizehn bereits existierende
Schuldnerberatungsstellen näher zu untersuchen. Das
gesamte Vorhaben wird von einem Forschungsbeirat
begleitet. Für die zweite Projektphase wurden inzwi-
schen Konzeptionen aus den Ländern, Kommunen und
freien Verbänden erbeten. Es wird zur Zeit geprüft, ob
und gegebenenfalls welche hessischen Projekte sich an
dem Forschungsvorhaben beteiligen wollen bzw. kön-
nen.

Frage 9.
Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung über die
Tätigkeit gewerblicher Umschuldungsunternehmen in
Hessen vor?

Umschuldungsunternehmen, Schuldzusammenfas-
sungsbüros, Schuldenregulierungsbüros und dgl., die
für Schuldner durch Verhandlungen mit ihren Gläubi-
gern eine Änderung der Zahlungsbedingungen anstre-
ben, befassen sich geschäftsmäßig mit der Besorgung
fremder Rechtsangelegenheiten. Sie bedürfen hierzu
einer Erlaubnis nach Art. 1 § 1 des Rechtsberatungsge-
setzes.

Nach § 6 Satz 1 der Gewerbeordnung findet die Gewer-
beordnung u. a. keine Anwendung auf die Tätigkeit der
"Rechtsbesorgung".

Zuständig für die Erteilung der behördlichen Erlaubnis
für die Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten ist
der Präsident des Landgerichts, in dessen Bezirk die
Rechtsbesorgung ausgeübt werden soll. Da die Zulas-
sung als Rechtsanwalt generell erteilt wird, läßt sich
nicht feststellen, wie viele Rechtsanwälte sich auf dieses
Gebiet spezialisiert haben. Den Gewerbebehörden lie-
gen keine Erkenntnisse über die Tätigkeit von Um-
schuldungsunternehmen in Hessen vor.

Frage 10.

Welche familien- und sozialpolitischen Instrumente ste-
hen der Landesregierung zur Verfügung um bei der Um-
schuldung oder Entschuldung der Verbraucher und Ver-
braucherinnen helfend einzugreifen und hierdurch ge-
werbliche Umschuldungen zu vermeiden?

Wie bereits an anderer Stelle ausgeführt, handelt es
sich bei der Schuldnerberatung um eine ausschließlich
kommunale Aufgabe. Die Landesregierung kann des-
halb nur im Rahmen der ihr zur Verfügung stehenden
Mittel durch gezielte Förderung der Gemeinwesenar-
beit in sozialen Brennpunkten Unterstützung zur Schaf-
fung von zusätzlichen Angeboten der Schuldnerbera-
tung geben. Diese Angebote müssen auf Beratung und
längerfristige Hilfestellung, z. B. bei wirtschaftlicher
Haushaltsführung, beschränkt bleiben, so daß Um-
schuldungen und Entschuldungen in diesem Zusam-
menhang nicht einbezogen werden können. (...)

Frage 12.
Hält die Landesregierung die Fortbildungsveranstaltungen
für Sozialarbeiter und Sozialarbeiterinnen und Verbrau-
cherberater und -beraterinnen für ausreichend, und ist sie
bereit, verstärkt auf die Fortbildungsveranstaltungen hin-
zuweisen und die Teilnahme an derartigen Veranstaltun-
gen zu fördern?

Die Landesregierung ist grundsätzlich der Auffassung,
daß es bei notwendig werdender Erweiterung bzw. Spe-
zialisierung der Gemeinwesenarbeit in sozialen Brenn-
punkten erforderlich ist, Sozialarbeiterinnen und Sozi-
alarbeiter entsprechend fortzubilden. Derzeit bietet in
kleinerem Umfang der Deutsche Verein für öffentliche
und private Fürsorge Veranstaltungen mit dem be-
schriebenen Ziel an. Darüber hinaus veranstaltet die
Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung in Zu-
sammenarbeit mit dem Burckhardt-Haus in Gelnhau-
sen einmal jährlich eine Fortbildungs-Woche. Dieses
Angebot könnte ausgeweitet werden unter der Voraus-
setzung der hauptamtlichen Betreuung. Entsprechend
der Gepflogenheiten bei anderen Fortbildungsveran-
staltungen ist die Kostenfrage von den Teilnehmern
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bzw. den Entsendestellen zu regeln.

(..•)

Frage 17.a)
Wie viele Kreditvermittler und -vermittlerinnen sind in
Hessen tätig?
Frage 17.b)
In wie vielen Fällen fand eine gewerberechtliche oder be-
hördliche Überprüfung der Tätigkeit der Kreditvermittler
und -vermittlerinnen in den Jahren 1985 - 1988 statt?
Frage 17.c)
In wie vielen Fällen kam es aus welchen Gründen zu Be-
anstandungen?

In Hessen besitzen rd. 6.100 Gewerbetreibende eine
Erlaubnis nach § 34 c Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a der Ge-
werbeordnung. Diese Erlaubnis umfaßt die Berechti-
gung, Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte, ge-
werbliche Räume oder Darlehen zu vermitteln. Es kön-
nen daher keine konkreten Angaben darüber gemacht
werden, wieviele der Erlaubnisinhaber tatsächlich das
Darlehensvermittlergewerbe ausüben. Nach den Ein-
schätzungen der zuständigen Erlaubnisbehörden kann
davon ausgegangen werden, daß etwa 50 v. H. der ge-
werblich registrierten Erlaubnisinhaber das Darlehens-
vermittlergewerbe in einem nennenswerten Umfang
betreiben.

Aufgrund der Vorschrift des § 16 der Makler- und Bau-
trägerverordnung - MaBV- in der Fassung der Be-
kanntmachtung vom 11. Juni 1975 (BGBl. I S.1351), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 14. März 1985
(BGBl. I S.580), sind Gewerbetreibende im Sinne des §
34 c Abs. 1 der Gewerbeordnung einer Pflichtprüfung
unterworfen. Die Pflichtprüfung erfolgt durch einen ge-
eigneten Prüfer nach Wahl des Gewerbetreibenden. In
der Regel kommen für den in Rede stehenden Perso-
nenkreis als Prüfer Angehörige der steuerberatenden
Berufe und Rechtsanwälte in Betracht. Die Prüfung ist
für jedes Kalenderjahr durchzuführen; der Prüfbericht
hierüber ist den zuständigen Gewerbebehörden bis spä-
testens zum 31. Dezember des darauffolgenden Jahres
zu übermitteln.

Darüber hinaus sind die zuständigen Gewerbebehörden
ermächtigt, selbst Prüfungen durchzuführen oder eine

außerordentliche Prüfung auf Kosten des Gewerbetrei-
benden durch einen bestimmten Prüfer anzuordnen.
In den Jahren 1985 - 1988 sind in Hessen insgesamt 52
solcher zusätzlichen Prüfungen durchgeführt worden.
In einer Vielzahl von den zuständigen Behörden nicht
näher bezifferten Fällen kam es zu Beanstandungen,
die überwiegend zur Einleitung von Ordnungswidrig-
keitsverfahren führten. In einigen Fällen waren die Be-
anstandungen so gravierend, daß den Gewerbetreiben-
den die Gewerbebefugnis entzogen worden ist. Den Be-
anstandungen lag insbesondere zugrunde, daß die sich
aus der MaBV ergebenden Verpflichtungen nicht ein-
gehalten worden sind. Für Darlehensvermittler sind
dies insbesondere Informationen gegenüber dem Auf-
traggeber (beispielsweise Höhe des Darlehens, dessen
Laufzeit, Zins- und Tilgungsleistungen unter Bezeich-
nungen des Zahlungszeitraums, Auszahlungskurs, Dau-
er der 7.insbindung und Nebenkosten des Darlehens
sowie dessen effektiver Jahreszins), Aufzeichnungen
darüber zu machen sowie Unterlagen und Belege über-
sichtlich zu sammeln.

Frage 18.
Hält die Landesregierung die bestehenden gesetzlichen
Vorschriften, die die Erlaubnis dieser Tätigkeit regeln, für
ausreichend?

Die den Zugang zum Gewerbe regelnden Vorschriften
der Gewerbeordnung werden als ausreichend angese-
hen.

Frage 19.
Wie beurteilt die Landesregierung allgemein die Tätigkeit
von Kreditvermittlem und -vermittlerinnen?

Die Tätigkeit der Kreditvermittler wird sehr kritisch
eingeschätzt. Kreditvermittler werden nach den Beob-
achtungen der Vollzugsbehörden erst dann aufgesucht,
wenn andere Kreditmöglichkeiten nicht mehr offenste-
hen. In dieser Situation besteht stets die Gefahr, daß
diese Notlage durch Übervorteilung ausgenutzt wird.

Wiesbaden, den 18. Juli 1989

In Vertretung:
Kirst
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Stellungnahme der BAG-Schuldnerberatung
zur Antwort der Hessischen Landesregierung auf die Anfrage der SPD-Land-
tagsfraktion betreffend Schuldnerberatung in Hessen (Drucksache 12/4067)

1. zur Vorbemerkung des Hess. Wirtschaftsministers

1.1. In der Vorbemerkung des Hessischen Wirtschafts-
ministers sind längere Passagen aus der Informations-
schrift "Aufgaben und Ziele der BAG-SB" wörtlich
übernommen. Es ist erfreulich, daß sich die Hessische
Landesregierung die Aussagen der Bundesarbeitsge-
meinschaft Schuldnerberatung (BAG-SB) zu eigen
macht. Es bleibt zu hoffen, daß eine Umsetzung in die
Praxis folgen wird.

1.2. Das an dieser Stelle beschriebene Engagement der
Verbraucher-Zentrale Hessen (VZH) wirkt sich nur
mittelbar auf die Problematik der überschuldeten
Haushalte aus. Die Aufgaben der VZH und ihrer Ver-
braucherberatungsstellen entsprechen fachlich und in-
haltlich nicht denen der Schuldnerberatungsstellen.
Auch werden die VZen bzw. die Verbraucherbera-
tungsstellen von den Betroffenen nicht als adäquate
Ratgeber für derartige Lebenssituationen angesehen.
Dies erkennt der Wirtschaftsminister in seinem Vorbe-
merkung durchaus ebenso. Dennoch durchzieht die
Antwort ein permanenter Hinweis auf die Landesförde-
rung der VZH wie ein roter Faden, der zwar auf die
Fragen der SPD-Landtagsfraktion eingeht, gleichzeitig
aber darüber hinwegtäuscht, daß mit dieser Förderung
keine direkte Förderung der sozialen Schuldnerbera-
tung, um die es ja eigentlich geht, verbunden ist.

Es hat sich inzwischen herauskristallisiert, daß Ver-
braucher-Zentralen die Funktion von Rückfrageinstan-
zen (z.B.: Prüfung von Kreditverträgen, juristische
Fachberatung u.ä.) erfüllen, während die örtlichen Ver-
braucherberatungsstellen mitunter Kredit- und Finanz-
beratung anbieten. Eine ganzheitliche, sozial orientierte
Schuldnerberatung wird von Verbraucherberatungsstel-
len im Regelfall nicht angeboten.

2. zur Antwort auf Frage 1.a.

2.1. Die Aussage, die Kreditwirtschaft käme ihrer Infor-
mations- und Auskunftsverpflichtung nach, kann nur
vor dem Hintergrund des u.E. viel zu geringen Umfan-
ges dieser Verpflichtung beurteilt werden.

2.2. Wie gering die Kreditwirtschaft selbst diese Ver-
pflichtung einschätzt, zeigt das BGH-Urteil vom
09.03.89 III ZR 269/97 (Düsseldorf) für die zunehmen-
den Fälle, in denen das Kreditgeschäft mit dem Ab-
schluß einer Kapitallebensversicherung verbunden

wird. Hier hat der BGH entschieden, daß die Bank den
Kreditnehmer von sich aus darüber aufzuklären hat, in
welchen wesentlichen Punkten sich der mit einer Kapi-
tallebensversicherung verbundene Kredit vom üblichen
Ratenkredit unterscheidet, welche spezifischen Vor-
und Nachteile sich aus einer derartigen Vertragskombi-
nation für ihn ergeben und was ihn der Kredit unter
Berücksichtigung aller Vor- und Nachteile der Lebens-
versicherung voraussichtlich kosten wird.

2.3. Die Informations- und Aufklärungspflicht der Kre-
ditwirtschaft ist im übrigen nicht hinreichend bestimmt,
ihr Umfang aus Sicht der Praktiker in der Schuldnerbe-
ratung viel zu gering.

2.4. Die Sichtweise der Hessische Landesregierung, die
eigentliche Problematik der Konsumentenkredite lägen
in der Überschätzung der Möglichkeiten seitens der
Kreditnehmer, den Kredit zu bedienen, ist einseitig und
entbehrt jeder Grundlage. Hilfskonzepte, die auf dieser
Einschätzung basieren, sind zum Scheitern verurteilt,
da sie weder die volkswirtschaftlichen Aspekte von Ver-
schuldung noch das konkrete Anbieterverhalten ins Au-
ge fassen.

2.5. Die Rolle des Bundesaufsichtsamtes für das Kredit-
wesen wird von der Hessische Landesregierung offen-
sichtlich falsch eingeschätzt. Hier ist kein Fall bekannt,
in dem diese Behörde sich im Zusammenhang mit der
Bekämpfung der Überschuldungsproblematik und dem
Kreditunwesen (vor allem bei vermittelten Krediten)
besonders hervorgetan hat.

3. zur Antwort auf Frage 2

3.1. Kreditvermittler werden auch als "Einreicher" be-
zeichnet, was daher kommt, daß sie Kreditanträge ihrer
Kunden bei den Geldinstituten "einreichen". Diese Be-
zeichnung ist allerdings eine täuschende Verbrämung,
weil der Laie nicht mehr erkennen kann, daß hier von
"Kreditvermittlern" die Rede ist, also von solchen Leu-
ten, die wegen ihrer Provisionsforderung (Courtage,
Packing) zwangsläufig eine Verteuerung des Kredits
auslösen. "Einreicher" sind jedoch nicht nur die Kredit-
vermittler, die man als solche aus den bewußten Klein-
anzeigen kennt und auch treffender als "Kredithaie" be-
zeichnet, sondern hierunter finden sich, wie im folgen-
den dargestellt, sehr unterschiedliche Gruppen.
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3.2. Die erwähnte Kundenakquisition durch Verbund-
partner eröffnet durchaus eine neue Dimension dieses
altbekannten Einreicher-Problems. Es handelt sich hier
um die Aufhebung der Branchengrenzen. Der Kredit-
nehmer kann am gleichen Tresen auch Versicherungen
abschließen oder auch seinen Kredit über den Versi-
cherungsagenten "bestellen". Diese Entwicklung, die
auch als "Tschibo-Effekt" bekannt ist, erfüllt vor allem
den Zweck, Hemmschwellen und sonstige Hürden für
den Kreditnehmer zu beseitigen - im Grunde also den
gleichen Zweck, den auch jeder Kreditvermittler an der
Ecke, der seit langem zu Recht um sein gesellschaft-
liches Ansehen fürchten muß (und soll), erfüllen will.
Hinter dem Schlagwort "Betreuung aus einer Hand"
steht die Marketing-Strategie der "Kundenpflege" oder
- um den Wortmißbrauch bereinigt - die Strategie der
Kundenknebelung. Hier darf zu Recht bestaunt wer-
den, mit welcher Leichtfertigkeit die Hess. Landesre-
gierung diese Begriffe aufgreift und wie unkritisch sie
damit umgeht.

4. zur Antwort auf Frage 3

4.1. Der Hinweis auf die Verbotsvorschrift nach dem
Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG)zeigt
bereits, die Schwammigkeit bestehender Rechtsanwen-
dungsmöglichkeiten. Was ist sittenwidrig, wer setzt die
Maßstäbe?
Vor 20 Jahren hätte z.B. die Kreditfinanzierung eines
Urlaubes nicht den Sitten und Gebräuchen der Bevöl-
kerungsmehrheit entsprochen. Heute ist sie Hauptthe-
ma aggressiver Kreditwerbung, die wie selbstverständ-
lich regelmäßig irreführend, im Leasingbereich auch
betrügerisch ist. Vorschriften wie das UWG sind nicht
geeignet, die massive Kreditwerbung zu zügeln.
Den Art. 5 GG im Zusammenhang mit einem zu erwä-
genden Verbot der Kreditwerbung zu zitieren, halten
wir für recht mutig. Was bitte hat die Kreditwerbung
mit der Meinungsfreiheit zu tun?
So, wie der Bundesgesundheitsminister darauf hinweist,
daß Rauchen die Gesundheit gefährdet, kann auch von
gleicher Allgemeingültigkeit behauptet werden, daß
Kreditaufnahme mit erheblichen Risiken für die wirt-
schaftliche und soziale Existenz verbunden ist.
In Kenntnis der verheerenden Folgen für eine zuneh-
mende Bevölkerungsgruppe, die in ihrer Größe unter
integrativen volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten
nicht mehr vertretbar ist, muß ein Verbot der Kredit-
werbung gefordert werden.
Sollten einem solchen Verbot z.Z. rechtliche Gründe
entgegenstehen, so müssen sie ausgeräumt werden.

ist im Prinzip keine schwerpunktmäßige Maßnahme im
Sinne der Fragestellung (Bekämpfung von Fehlentwick-
lungen im Ratenkreditwesen/Maßnahmen zur Ver-
braucheraufklärung).
Zur Förderung der Öffentlichkeitsarbeit der BAG-SB
fehlt die Aussage. Wir tragen sie hier nach: es gibt
keine.

6.2. Ein regelrechter Skandal ist die Förderung der
Schutzgemeinschaft Deutscher Kreditnehmer und Ka-
pitalanleger e.V. (SICK) Gießen, hinter der sich eine ge-
werbliche Finanzberatungsgesellschaft verbirgt. Die
BAG-SB hat dies bereits mit Schreiben vom 24.02.89
gegenüber dem HWM beanstandet. Im einzelnen ver-
weisen wir auf die diesbezügliche Berichterstattung im
BAG-Info 3/89 (S. 13).

7. zur Antwort auf Frage 5a

7.1. Auch hier der Hinweis, daß die Förderung der
VZH im Zusammenhang mit Schuldnerberatung be-
harrlich am Thema vorbeigeht.
Es ist sicher bemerkenswert und als Beispiel hervorzu-
heben, daß Hessen als erstes Bundesland die Schuld-
nerberatungsstellen direkt gefördert hat. Dies ist auch
notwendig, weil die Kommunen diese neue und zusätz-
liche Aufgabe im sozialen Bereich nicht allein finan-
zieren können.
Es darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, daß diese
Förderung gerade in einer Zeit, in der der zusätzliche
Bedarf eine Aufstockung verlangt, erheblich gekürzt
wurde. Wenn in einem Haushaltstitel 720 000 DM ent-
fallen und im anderen nur 500 000 DM aufgestockt
wurden, dann heißt dies im Klartext, daß 220 000 DM
für eine wichtige soziale Aufgabe gestrichen werden!
Hiergegen protestieren wir mit Nachdruck.

8. zur Antwort auf Frage 11

8.1. Die in dem Entwurf eines Verbraucherkreditgeset-
zes vorgesehene Widerspruchsfrist ist viel zu kurz. In-
nerhalb von einer Woche werden in den seltensten Fäl-
len, die besonderen Nachteile des jeweiligen Kreditver-
trages erkannt, so daß der Zweck, nämlich die Vermei-
dung notleidender Kredite, kaum erreicht werden kann.

6. zur Antwort auf Frage 4

6.1. Die Förderung der Öffentlichkeitsarbeit der VZH
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Berichte

Jahresarbeitstagung der BAG-SB 1989

Die diesjährige Jahresarbeitstagung die im Burckhardthaus in Gelnhausen stattfand, war als Workshop geplant. In drei
Arbeitsgruppen sollten nach dem Vorschlag des Programms die Themen »Selbstverständnis von Schuldnerberatung«, »Sta-
tistik in der Schuldnerberatung« und »Sozial- bzw. kommunalpolitische Einflußnahme« bearbeitet werden. Daß sich die
Teilnehmer an diese Vorgabe aber nicht klammerten, sondern spontan zwei Arbeitsgruppen zusammenschlossen und zwei
neue Arbeitsgruppen, nämlich die AG »Medien« und die AG »Recht« bildeten, zeigt welch lebhaftes Interesse an den wich-
tigen Themen des Arbeitsfeldes besteht.

Arbeitsgrupe I »Selbstverständnis in der
Schuldnerberatung, insbesondere im kom-
munalpolitischen Bezug«
Bericht: Helga Riedel/Karl-Heinz Heine

Wir nahmen die Arbeit mit einem brain-storming zum
Selbstverständnis in der Schuldnerberatung auf, das
Ausgangspunkt für unsere Überlegungen im Verlauf
der Arbeitsgespräche lieferte.
Folgende Stichworte wurden hierbei genannt:
- Arbeitsdruck (Pfändung steht an)
- Vertrauensschutz
- Warum mache ich Schuldnerberatung? Schuldnerbe-

ratung, was ist das?
- Ganzheitlichkeit..., was ist darunter zu verstehen?
- Jeder Kommune eine Schuldnerberatungsstelle
- Parteilichkeitsfrage; welches Interesse steht dahinter?
- Schuldnerberatung als "Internationaler Währungs-

fonds auf kommunaler Ebene"?
- Schuldnerberatung als Alibi für Mißstände (Gläubi-

ger, Politiker)
- Fachlicher Anspruch zwischen Breite und Tiefe
- Einwirkungsmöglichkeiten von Schuldnerberatung auf

Kommunalpolitik
- Banken sollen Schuldnerberatung finanzieren

Zunächst befaßten wir uns mit der Frage, welches In-
teresse die Einrichtung von Schuldnerberatungsstellen
vorantreibt und inwieweit hiervon unser Selbstverständ-
nis geprägt wird. Im Verlauf der Diskussion entstand
die These, daß unser Selbstverständnis als Schuldnerbe-
rater von den sozio-ökonomischen Verhältnissen beein-
flußt wird, in denen Schuldnerberatung vor sich geht.
Im Interesse des Wirtschaftssystems, das wesentlich auf
dem Konsum, der Kaufkraft der Bürger aufbaut, dient
Schuldnerberatung der Wiederherstellung der Marktfä-
higkeit überschuldeter Haushalte und Einzelpersonen.
In den Fällen, in denen eine Rehabilitation nicht ge-
lingt, die von Überschuldung Betroffenen am Rande
des Existenzminimums (weiter-)leben müssen und von
dem "normalen" gesellschaftlichen Leben ausgegrenzt

werden, hat Schuldnerberatung zu gewährleisten, daß
der Ausgrenzungsprozeß in einer sozialverträglichen
Weise vor sich geht. Sozialpolitisch gesehen nimmt
Schuldnerberatung - wie auch jede andere Sozialarbeit
- im gesellschaftlichen Kontext Ausgleichsfunktionen
wahr.
Jedoch könnte sich aus der Arbeit der Schuldnerbera-
tungsstellen auf sozialpolitischer Ebene die Chance er-
geben, systemverändernde Impulse in die Wirtschafts-
politik zu geben. Während Sozialpolitik in der Vergan-
genheit immer nur auf sich aus der wirtschaftlichen
Entwicklung ergebende soziale Benachteiligungen Ein-
zelner oder ganzer Gruppen reagiert hat, scheint sie zu-
nehmend auch gestalterische Funktionen wahrzuneh-
men und Einfluß auf die Wirtschaftspolitik zu gewinnen
(bspw. durch Wohnungsbauinitiativen, Ansiedlung von
Unternehmungen aufgrund wirtschaftlicher Anreize
durch die Kommunen etc.). Durch Engagement in der
Sozialpolitik könnte Schuldnerberatung an dem gesell-
schaftlichen Gestaltungsprozeß partizipieren.

In diesem Kontext gewinnt die Forderung "Jeder Kom-
mune eine Schuldnerberatungsstelle" neues Gewicht.
Ihr steht allerdings die Frage der Finanzierbarkeit von
Schuldnerberatung - angesichts der leeren Staatskassen
- gegenüber. An dieser Stelle wurde der Gedanke dis-
kutiert, ob nicht Banken oder andere Großgläubiger im
Rahmen eines Lastenausgleichs als (Mit-)Verursacher
der Überschuldungsproblematik an der Finanzierung
zu beteiligen wären. Sozusagen entsprechend dem Prin-
zip "Wer Risiken verursacht - bsw. durch Kreditvergabe
- hat auch einen Beitrag zu den Kosten der Beseitigung
der Folgeschäden - hier Überschuldung - zu leisten".
Wie eine solche Kostenbeteiligung der Gläubiger aus-
sehen könnte, war nicht abschließend zu klären. Einig
waren wir uns, daß eine Direktfinanzierung nicht wün-
schenswert ist, da sich hieraus Abhängigkeiten ergeben
würden, die nicht ohne Einfluß auf die Beratungsarbeit
blieben. Denkbar wäre dagegen eine indirekte Beteili-
gung an der Finanzierung durch eine Sonderabgabe an
einen Fonds, bsw. über Zuwendungen an Kommunen,

BAG-SB INFORMATIONEN Heft 4/89 25



die die Mittel dann in die Schuldnerberatung investier-
ten. Wie dies 'allerdings konkret zu realisieren und vor
allem zu organisieren wäre, konnte nicht beantwortet
werden und hätte sicher auch den gesteckten Rahmen
unserer Arbeitsgruppe gesprengt.
Gleichwohl liegt hier eine interessante Perspektive im
Hinblick auf den wachsenden Bedarf an Schuldnerbera-
tungsstellen, der sich in der Überlastung bestehender
Beratungsangebote dokumentiert.

Nach dem Exkurs zur Finanzierung von Schuldnerbera-
tungsstellen wandte sich die Arbeitsgruppe zuletzt der
Frage zu, wie Schuldnerberatung - ob in kommunaler
oder freier Trägerschaft - gesellschaftliche Veränderun-
gen in Zusammenhang mit der Überschuldungsprobla-
matik und den sich daraus ergebenden sozialen Miß-
ständen vorantreiben könnte.
Schuldnerberatung hat hier zweierlei Möglichkeiten.
Zum einen kann durch lokales Engagement der Schuld-
nerberater ein Veränderungsprozeß initiiert werden
und zum anderen vermag Schuldnerberatung über
exemplarischen Schuldnerschutz gestalterischen Ein-
fluß auf das Rechts- und Gesellschaftssystem zu neh-
men.

1. Lokales Engagement
Erste Voraussetzung hierbei ist die Suche nach Bünd-
nis- bzw. Kooperationspartnern. Zu denken wäre dabei
an: Gewerkschaften, Verbraucherzentralen und -bera-
tungsstellen, Kirchen, Parteien, Dezernenten, Sozial-
ausschüsse, Arbeitslosen-, Sozialhilfe- und Fraueninitia-
tiven, Straffälligen- und Nichtseßhaftenhilfe, Drogenbe-
ratungsstellen, einzelne Stadträte, Rechtspfleger, Ar-
beitsamt, Gerichtsvollzieher, Rechtsanwälte, Rechtsan-
waltverein, Stadtteilinitiativen, Mieterschutzvereine,
Ökotrophologen, Medien, Presse etc.
Beratungsstellen in kommunaler Trägerschaft haben

influßmöglichkeiten auf administrativer Ebene: Gene-
,t hsierende Problembeschreibungen aus der täglichen
rheit können mit Lösungsvorschlägen (inkl. Kosten-
,ranschlag) auf den Dienstweg gegeben, Verwaltungs-

,orlagen ausgearbeitet werden.
Hierzu ist eine genaue Kenntnis der Verwaltungsvor-
schriften notwendig sowie die Fähigkeit, auf ihrer
Grundlage zu arbeiten.
Für Schuldnerberatungsstellen in freier Trägerschaft
gibt es entsprechend die Möglichkeit, grundsätzliche
Problemkonstellationen an höhere Entscheidungsgre-
mien weiterzugeben, um dort Problembewußtsein zu
schaffen und Veränderungsprozesse in Ganz zu brin-
gen.
Jede Schuldnerberatung sollte ferner die Möglichkeit
nutzen, sich auf politischer Ebene zu engagieren: durch
persönliche Lobby-Arbeit, in Ausschüssen, durch Vor-
lagen für politische Gremien (Zu-Arbeit), Öffentlich-
keits- und Pressearbeit, Informationen.

2. Exemplarischer Schuldnerschutz
durch:
- Mitwirkung beim Erstreiten über den Einzelfall hin-

aus für andere Fälle verwertbare Gerichtsurteile
- Einflußnahme auf Verwaltungshandeln durch Initiati-

ven von außen
- Mitarbeit in Lehre und Forschung

Gegen Ende unserer Arbeit in der Gruppe fiel uns
zweierlei auf: Zum einen war in unserer Auseinander-
setzung um das Selbstverständnis an keiner Stelle der
Klient aufgetaucht. Ebensowenig haben wir uns mit
fachlichen Problemen aus der praktischen Beratungsar-
beit befaßt. Zum anderen haben wir intensiv über wei-
tere Aufgaben der Schuldnerberater nachgedacht, die
über die konkrete Arbeit am Einzelfall weit hinausge-
hen und so manchen ohnehin aufgrund des täglichen
Arbeitsanfalls überlasteten Schuldnerberater aufstöh-
nen lassen "Wann soll ich das denn noch machen".
Wir waren allerdings der Meinung, daß die systemver-
ändernden Chancen, die sich aus der Schuldnerbera-
tung herleiten, nicht außer acht gelassen werden dür-
fen. Sie gehören zum Berufsbild des Schuldnerberaters
hinzu. Der "ideale" Schuldnerberater müßte neben den
fachlichen Qualifikationen, die für die Einzelfallarbeit
mit den Klienten unabdingbar sind, die Bereitschaft
mitbringen, sich den von uns erarbeiteten weiteren Auf-
gabenbereichen zu stellen.
Vielleicht könnte es hierbei Aufgabe der BAG-SB sein,
ein Berufsbild "Schuldnerberater" zu erarbeiten. Ein
einheitliches Berufsbild könnte Einfluß auf die perso-
nellen Entscheidungen potentieller Einstellungsträger
nehmen. Es könnte Richtschnur werden und dazu die-
nen, in den Stellenbeschreibungen entsprechend Raum
vorzusehen, um damit den Schuldnerberatern die Mög-
lichkeit zu geben, genug Zeit neben den einzelfallbezo-
genen Arbeiten auch für ein Engagement hinsichtlich
sozio-ökonomischer und struktureller Veränderungs-
prozesse im gesellschaftlichen System aufzubringen.
Mit diesem Ausblick auf eine mögliche berufspolitische
Arbeit der BAG-SB endete unsere Arbeitsgruppe.

Arbeitsgruppe II »Statistik«
Bericht: Volker Ronald Kupferer

Schuldnerberatungsstellen werden nicht erst seit dem
von der Bundesregierung in Auftrag gegebenen Frage-
bogen der gp-Forschungsgruppe (vgl. BAG-Informatio-
nen Heft 3/89) mit der Frage nach Inhalten und Um-
fang der sich aus der Arbeitspraxis ergebenden statisti-
schen Daten konfrontiert.
Ob in betonter Hervorhebung als Arbeitsinhalt gehät-
schelt, oder im Überhang der täglichen Arbeit als lästi-
ge Notwendigkeit betrachtet, die Frage "Wie hältst Du
es mit der Statistik?" stellt sich allenthalben.
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Die BAG-SB ist als bundesweit größtes Praktikerforum
der Schuldnerberatung bemüht, einheitliche Vorhaben
über notwendige statistische Erhebungen im Arbeits-
feld Schuldnerberatung zu erarbeiten. Die von der Ar-
beitsgruppe vorgelegten Ergebnisse des wechselseitigen
Erfahrungsaustauschs mögen als Grundlage für eine
Vereinheitlichung der in den einzelnen Beratungsstel-
len geführten statistischen Daten, wie auch als Anre-
gung für eine weitergehende Diskussion der in den ein-
zelnen Beratungsstellen divergierend gehandhabten Be-
stimmung der statistischen Daten, dienen.

1. Zweckbestimmung statistischer Erhebungen
Es hat sich gezeigt, daß Statistik in der Schuldnerbera-
tung abhängig von den Arbeitsinhalten, wie von der
Etablierung der jeweiligen Beratungsstelle und deren
wirtschaftlicher und personeller Absicherung recht un-
terschiedlichen Zwecken dienen kann. Im einzelnen
sind drei Funktionen statistischer Erhebungen hervor-
zuheben:
a) Statistik als Bedarfsnachweis für notwendige soziale
Hilfestellungen;
b) Statistik als Leistungsnachweis der Beratungsstelle
und der zugehörigen Mitarbeiter;
c) Statistik als internes Arbeitsmittel und Arbeitsgrund-
lage für Öffentlichkeitsarbeit und sozialpolitische Ein-
flußnahme durch die Schuldnerberatung.

Gerade neu eingerichtete Schuldnerberatungsstellen,
häufig als Projekte konzipiert und zumeist personell auf
ABM-Basis ausgestattet (vgl. Schuldnerberatung in der
Bundesrepublik, Teil II, BAG-SB Dokumentationen,
von Prof. S.Freiger, Kassel/89), stehen - allgemeinen
Erkenntnissen steigender Überschuldung weiter Bevöl-
kerungskreise zum Trotz - nicht selten unter einem er-
heblichen Nachweisdruck der Notwendigkeit eines spe-
zifischen Beratungsangebots.
Neben der (in aller Regel engen) Etatplanung der je-
weiligen Träger der Einrichtung spielen hier auch sozi-
alpolitische und kommunalpolitische Prämissen und
Verhältnisse eine wesentliche Rolle. Der statistische
und ggf. in den öffentlichen Medien geführte Bedarfs-
nachweis für eine Schuldnerberatungsstelle ist nicht sel-
ten entscheidend über deren weitere Etablierung.
Resultierend bedeutet der statistische Bedarfsnachweis
in der Regel, anhand der Anzahl der Ratsuchenden
oder der "Beratungsfälle" geführt, häufig auch den Ar-
beitsplatzerhalt der jeweiligen Schuldnerberater/innen.

Statistikführung kann in dieser Situation gerade im
Hinblick auf die persönliche Betroffenheit der auf
ABM-Basis tätigen Mitarbeiter/innen einer Beratungs-
stelle eine über das notwendige Mittel hinausgehende
Zweckdimension dahingehend erhalten, daß hohe Fall-
zahlen unter Vernachlässigung wünschenswerter Ar-
beitsinhalte angestrebt werden. Auf die sich aufweisen-
de Frage der Bestimmung eines "Zählfalls" soll später

noch weiter eingegangen werden.

Es bleibt festzustellen, daß der Bedarfsnachweis gerade
in der Anfangsphase einer Schuldnerberatungsstelle in
ihrer Funktion zwar problematische, jedoch in der der-
zeitigen Situation unumgängliche statistische Erhebun-
gen erfordert.

Ähnliche Vorbehalte sind bei statistischen Sammlungen
zum Zweck des Leistungsnachweises einer Beratungs-
stelle und im besonderen der betroffenen Mitarbeiter
in Betracht zu ziehen.

Gerade bei den Trägern der jeweiligen Einrichtungen
sowie bei den über die personelle und finanzielle Aus-
stattung einer Beratungsstelle mitbestimmenden öffent-
lichen und politischen Gremien besteht häufig ein ge-
steigertes Interesse an vorweisbaren Leistungsdaten.
Schuldnerberater/innen einzelner in der Arbeitsgruppe
vertretener Einrichtungen sind diesen Anforderungen
zum Teil durch statistische Erhebung von
- erarbeiteten Forderungsverzichten
- Umschuldungen
- Regulierungsvereinbarungen
- festgestellten sittenwidrigen Kreditverträgen
- beantragten Sozialleistungen
- erstellten Haushaltsplänen und Finanzverwaltungen
sowie einer Differenzierung der Beratungstätigkeit in
Dauerbetreuung, Kurzberatung und Telefonauskünfte
nachgekommen.
Andere Beratungsstellen setzen durch statistische Er-
hebung von zuführenden Einrichtungen und sozialen
Diensten und Weiterverweisungen an andere helfende
Stellen weitere Akzente einer leistungsbezogenen Stati-
stik.
Deutlicher noch als beiden Fallzahlen einer Beratungs-
stelle weist sich hier das Problem bestehender unter-
schiedlicher Arbeitsansätze der einzelnen Einrichtun-
gen, selbst der einzelnen Berater/innen auf. Schon die
Darstellung der Arbeitsansätze der in den Arbeitsgrup-
pen vertretenen Beratungsstellen machte deutlich, daß
ein (wie in den BAG-SB-Informationen, Heft 3/89 vor-
gestellter) "idealtypischer Beratungsverlauf' nicht vor-
ausgesetzt werden kann.

Schon die Unterschiedlichkeit der Arbeitsansätze, etwa
der bei den Sozialämtern zur Verhinderung von Ob-
dachlosigkeit angegliederten Beratungsstellen mit zum
Teil vorgegebenen Fallzahlen, gegenüber "freien" Bera-
tungsstellen oder Verbraucherzentralen, führt bei ver-
gleichenden Leistungsstatistiken unweigerlich zu Fehl-
interpretationen.

Die Arbeitsgruppe hält daher die statistische Erhebung
von Leistungsdaten für externe, d. h. über den direkten
Arbeitsbereich der Einrichtung hinausgehende Veröf-
fentlichung, in der derzeitigen Situation fehlender ein-
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heitlicher Kriterien für unangebracht und empfiehlt,
von über die Fallzahl hinausgehenden Leistungsstatisti-
ken bis zu einer bundesweiten Vereinheitlichung und
Koordinierung entsprechender Datenerhebungen abzu-
sehen.

Schon die derzeit noch ungeklärte Frage "Was ist ein
Zählfall in der Schuldnerberatung?" hat in der Vergan-
genheit dazu geführt, daß in der öffentlichen Diskus-
sion und in Medienveröffentlichungen Schuldnerbera-
tungsstellen mit verschiedenen Arbeitsansätzen in de-
ren vermuteter Leistung und Effizienz miteinander ver-
glichen wurden und Beratungsstellen mit ganzheitli-
chem Ansatz und umfassender Schuldnerbetreuung
über einen längeren Zeitraum gegenüber Einrichtun-
gen mit Beschränkung auf weiterverweisende (Rechts-)
Beratung oder reine Rechtsprüfung (so einige Verbrau-
cherzentralen) eine scheinbar geringere Arbeitseffi-
zienz, gemessen an der Fallzahl, aufweisen.
Da sich die beschriebene Problematik von Leistungssta-
tistik nicht selten auch in der Beurteilung der einzelnen
Berater/innen durch Vorgesetzte und Anstellungsträ-
ger niederschlägt, - und die Fallzahlstatistik damit mit-
telbare Wirkung auf die Arbeitsinhalte, mit Tendenz
zur Annahme vieler auf aktuelle Krisenintervention be-
schränkter Fälle erhält - bleibt es dringliche Aufgabe
aller Beteiligten, in der weiteren Diskussion allgemein
gültige Kriterien für Fallzahlen in der Schuldnerbera-
tung zu bestimmen.

Im Gegensatz zu den zuvor behandelten bedarfs- und
leistungsstatistischen Daten stehen die in der Praxis der
Schuldnerberatung offenkundig werdenden, auf die so-
zialpolitische wie wirtschaftspolitische Dimension der
Bevölkerungsüberschuldung hinweisenden, statistisch
auswertbaren Erkenntnisse.

Entsprechende statistische Erhebungen führen zu den
Ursachen der Überschuldungsproblematik und eröff-
nen der Schuldnerberatung die Möglichkeit der Ein-
flußnahme auf die öffentliche Meinung.

Die Arbeitsgruppe Statistik hat aus diesem Grund in
dem folgend empfohlenen Statistikentwurf die "symp-
tombezogene" Datenerhebung, etwa die Aufweisung in-
dividueller Problemstellungen der Klienten, etwa die
Zugehörigkeit zum Personenkreis "gefährdeter Perso-
nen", oder die Zugehörigkeit zu nationalen oder ethni-
schen Gruppen, bewußt zu Gunsten von Daten zurück-
gestellt, welche Aufschlüsse über die soziale Stellung
der Schuldner/innen, deren Einkommens- und Arbeits-
verhältnisse wie über die beteiligten Gläubiger geben.

Des weiteren wird eine systematisierte Erhebung von
Schuldursachen und eine (in der politischen Diskussion
und den Medien beliebte) resultierende Beurteilung
der Klienten in "Notschuldner" (Arbeitslosigkeit,

Krankheit u. ä.) und individuelle "Versager" strikt ab-
gelehnt.

In einigen Punkten mußte der zumutbaren Arbeitska-
pazität Rechnung getragen werden und Daten von In-
teresse, so das Alter aller Haushaltsangehörigen, die
Wohnung.ssituation, die Höhe der Verschuldung bei
einzelnen Gläubigergruppen, oder - auf Grund der indi-
viduellen und regionalen Varianz, der wichtige Aspekt
der Energie- und Heizkosten zurückgestellt werden.

Im einzelnen schlägt die Arbeitsgruppe die Erhebung
folgender statistischer Daten als Arbeitsgrundlage für
Schuldnerberatungsstellen vor:

1. Vermittelnde Stellen
(Zuweisung durch soziale Dienste, Behörden, Anwälte,
bei Eigenkontaktierung durch Klienten Art des Be-
kanntwerdens der Beratungsstelle)
2. Fallzahl
(Auf die bestehenden Differenzen der Fallbestimmung
wurde schon hingewiesen)
3. Familienstand (led., verh., gesch./getr.)
4. Geschlecht
5. Unterhaltsberechtigte, zum HH gehörende Kinder
6. Alter des Haushaltsvorstandes
7. Art der/des Einkommen/s
(Lohn, Gehalt, Pension, Rente, Alimente, selbständige
Tätigkeit, Arbeitslosengeld/hilfe, Sozialhilfe, ergänzen-
de Sozialhilfe, Sold, BaföG u. a. )
8. Höhe des Einkommens (mtl. netto)
9. Kaltmiete (incl. Umlagen)
10. Art und Anzahl der Gläubiger (aufgegliedert in)
- Universalbanken
- Teilzahlungsbanken
- öffentlich-rechtliche Gläubiger
- Vermieter
- Energielieferanten
- Versandhäuser und Kaufhäuser
- Versicherungen
- Inkassoinstitute
- Sonstige
11. Gesamtschuldhöhe

Arbeitsgruppe III »Medien«
Bericht: Christine Sellin

Die Arbeitsgruppe Medien, die sich spontan gebildet
hatte, war zunächst von der Idee angetan, das Wochen-
ende der Mitgliederversammlung dazu zu nutzen, einen
Film zur Schuldnerberatung zu drehen - ähnlich dem,
der am Vortag vom BAG-Vorstand als Einstimmung
zur Tagung präsentiert worden war - jedoch dieses Mal
mit veränderter Fragestellung. Dieses eher mal als
aktionistisch zu bezeichnende Verfahren wurde aber
schnell ad Acta gelegt, da es nicht möglich war, ad hoc
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zu entscheiden, welche Schwerpunkte der Film denn
nun haben, und v.a. - was ja nun auch nicht gerade un-
wichtig ist - an welche Zielgruppe(n) sich der Film
überhaupt wenden sollte. Außerdem ... wenn schon ein
Film zu Fragen der Schuldnerberatung gedreht wird,
mit dem die BAG Aufklärungs- und Öffentlichkeitsar-
beit betreiben will, muß dieser Film dann unbedingt
von BAG-Hobbyfihnerinnen (mit viel Engagement

aber nicht ganz so viel Medien-know how) gedreht wer-
den oder sollte man hier nicht nach kompetenten
Bündnispartnerinnen suchen, d.h. beispielsweise die
Mitarbeit und fachliche Unterstützung durch eine Film-
hochschule, eine Medienwerkstatt, die Medien-AG ei-
nes Jugendzentrums usw. anstreben? Dies scheint nicht
nur vor dem Hintergrund der Erweiterung des im
BAG-Vorstand [der ja in der Vergangenheit in den
meisten Fällen mit dem Wissen und dem Können der
wenigen Vorstandsmitglieder auskommen mußte, was
sich sicherlich (?) durch die Einrichtung einer Medien-
AG an diesem Punkt ändern wird] nicht gerade in über-
schwappendem Ausmaß vorhandenen Medien-Sachver-
standes sinnvoll, sondern auch angesichts der auf diese
Art der Kooperation vermutlich relativ gering zu hal-
tenden Zeit und Kosten bei der Erstellung eines BAG-
Films.

Die Diskussion über Zielrichtung und Zielgruppe(n) ei-
nes derartigen Films führte in der AG Medien relativ
schnell zu einem Konsens: der Film sollte im Vorfeld
der Ver- und Überschuldung, d.h. prophylaktisch einge-
setzt werden, informativen (aber weder moralinsauren
noch staubtrockenen) Charakter haben und z.B. in
Schulen (etwa in der Hauptschule ab dem 7. Schuljahr
im Fach Arbeit/Wirtschaft/Technik) zum Einsatz kom-
men. Der Einsatz in öffentlich-rechtlichen Medien wäre
auch nicht zu verachten, aber wer hat schon die ent-
sprechenden Kontakte, um den Regisseur der Linden-
straße dazu zu bringen, in einer Folge seines Einschalt-
quotenrenners die Überschuldung einer durchschnittli-
chen Lindenstraßenfamilie zum Hauptdarsteller zu ma-
chen? Aber wie auch immer ... Ideen zur Präsentation
des Films gab es in der Medien-AG genug. So auch die
Überlegung, den Film zusammen mit einem Schuldner-
berater/einer Schuldnerberaterin als Referentin an
Schulen o.a. interessierte Kreise zu vermitteln, womit
man einerseits über den Film einen lockeren Einstieg in
die Problematik schaffen könnte und andererseits mit
dem Schuldnerberater/der Schuldnerberaterin eine/n
kompetentem Ansprechpartnerin zur Stelle hat. Apro-
pos Stelle: für eine derart professionell angelegte Über-
schuldungs-Prophylaxe müßte man glatt eine neue Stel-
le einrichten ... eine ABM-Stelle bei der BAG?

Doch der (Video-) Film ist ja nun nicht das einzige Me-
dium, mit dem Öffentlichkeit erreicht werden kann, wie
wir in der Medien-AG treffend im Verlauf der Diskus-
sion feststellten. Neben den - auch von der BAG ge-

nutzten - hinlänglich bekannten Print-Medien, die an
dieser Stelle nicht nochmals in epischer Breite disku-
tiert wurden, sind ja auch Computerspielereien in wei-
ten Kreisen sehr beliebt, warum nicht auch Computer-
spielchen zum Thema Ver- und Überschuldung mit
Lern- resp. Aha-Effekt? Hier fehlt nur jemand, der sich
mal eben hinsetzt und ein Spiel programmiert, das
Spaß macht und nichts kostet (d.h. ohne dafür der
BAG 2 Mannmonate Arbeitsaufwand in Rechnung zu
stellen).

Da wir vermuten, daß es in der Mitgliedschaft der BAG
Einige gibt, die sich im Bereich Schuldnerberatung mit
dem Thema Prophylaxe auseinandersetzen und teilwei-
se auch Materialien dazu erarbeiten (wollen) wie etwa
der Wolfsburger Arbeitskreis, haben wir den Entschluß
gefaßt, wieder einmal die Mitglieder um ihre aktive
Mitarbeit zu bitten und uns entsprechende Materialien
zuzusenden (vielleicht läßt sich ja bei der BAG zentral
eine Mediothek einrichten) oder auch in diese Richtung
gehende Ideen mit uns zu erörtern. Für ein brainstor-
ming haben wir allemal Zeit ...

Kurz und gut: in der AG Medien haben wir uns nun
entschlossen, erste Aktivitäten zu entwickeln mit dem
Ziel, einerseits die Mitglieder um ein Meinungsbild zu
bitten und uns zu sagen, ob und wie eine Medienarbeit
der BAG sinnvollerweise auszusehen hätte, wer Inter-
esse an einer Mitarbeit hat, wer über medienhandwerk-
liches kow how verfügt, das er bereit ist weiterzuvermit-
teln und wie überhaupt eine Medienarbeit gestaltet
werden könnte, welche Inhalte und Ziele/Zielgruppen
sie haben sollte und überhaupt ... es ist als ein erster
Versuch zu sehen, auf diesem Gebiet arbeitsfähige
Strukturen zu schaffen. Wir werden daher in den näch-
sten Wochen an alle BAG-Mitglieder einen Rundbrief
schicken mit o.g. Fragestellung. Darüberhinaus werden
wir die Kultusministerien der Länder anschreiben um
in Erfahrung zu bringen, ob, wie und in welchem Um-

fang das Thema Ver- und Überschuldung in den Schu-
len oder anderen (Weiter-) Bildungseinrichtungen zur
Sprache kommt und welche Materialien für diesen
Zweck zur Verfügung stehen.

Arbeitsgruppe IV »Rechtspolitik«
Bericht: Stephan Hupe

Die Erkenntnis, daß der rechtliche Rahmen, mit dem
das Verhältnis zwischen Gläubiger und Schuldner gere-
gelt wird, Ungleichgewichte zugunsten des Gläubigers
und zulasten des Schuldners schafft, liegt für die Prakti-
ker der Schuldnerberatung auf der Hand. Wer sich als
Anwalt der Ratsuchenden sieht, muß sich folgerichtig
auch für die Verbesserung der rechtlichen Rahmenbe-
dingungen einsetzen.
Die rechtspolitische Einflußnahme ist insofern auch ei-
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nes der elementarsten Ziele der BAG-SB, das ihre Mit-
glieder gleichzeitig sowohl herausfordert als auch mit
einer hohen Schwelle konfrontiert, die nicht leicht zu
überwinden ist.

Die Weichen für eine Einflußnahme in die rechtspoliti-
sche Willensbildung über die BAG-SB sind bereits ge-
stellt. Das Bundesministerium der Justiz (BMJ) betei-
ligt die BAG-SB an der Entwicklung von Gesetzent-
würfen durch die Abfrage von Stellungnahmen Jedoch
ist die BAG-SB nicht allein darauf angewiesen, gefragt
zu werden, ihre Stellung in der Öffentlichkeit und in
der Fachöffentlichkeit ermöglicht es ihr auch problem-
los, sich über die Medien zu Wort zu melden.
Daß dennoch eine hohe Schwelle besteht, diese Ein-
flußnahme zu verwirklichen, muß zunächst einmal als
Tatsache und damit auch als ein bestehendes Problem
akzeptiert werden. So ist es z. B. trotz Vorarbeiten von
Prof. Dr. Gerhard Fieseler und Rechtsanwalt Klaus
Heinzerling nicht gelungen, zu dem Entwurf eines Ver-
braucherkreditgesetzes gegenüber dem BMJ Stellung
zu nehmen. Da ist es überhaupt kein Trost, wenn dies
auch den großen Wohlfahrtsverbänden (mit Ausnahme
des Caritas-Verbandes) ebenfalls nicht gelungen ist.
Die Arbeitsgruppe "Recht" hat versucht, dieses Pro-
blem ansatzweise zu analysieren, Lösungsmöglichkeiten
zu entwickeln und Verabredungen zu treffen. Die
Gründung eines permanenten Arbeitskreises "Recht",
die bis dato keine sonderliche Resonanz zu verzeichnen
hatte, wurde in der Diskussion behandelt, so wurde z.
B. überlegt, diesen Arbeitskreis zunächst regional zu in-
staffieren. Dieser Gedanke wurde jedoch wieder ver-
worfen, da gerade ein überregionaler Austausch in sol-
chen Fragen unerläßlich ist.
Eine grundsätzliche Frage war, ob die BAG-SB die
Wohlfahrtsverbände in ihrer rechtspolitischen Einfluß-
nahme stärken solle. Die Diskussion dieser Frage
brachte eher das Gegenteil auf den Punkt. Die BAG-
SB ist in dem Themenkreis Verschuldung, Überschul-
dung, Finanzdienstleistungen, Kreditrecht ohne Zweifel
die spezialisiertere Interessengruppe, die in diesem Zu-
sammenhang die überverbandliche Institution darstellt
und als solche stärker von den Verbänden zu fördern
ist. Die Stimmung innerhalb der Verbände wurde in
der Arbeitsgruppe aber treffend mit der Bemerkung
"Warten wir mal ab, wie es mit der BAG so weitergeht"
zitiert. Nach wie vor sind die Verbände eher daran in-
teressiert, interne Strukturen zur Diskussion rechtspoli-
tischer Fragen aufzubauen als einem solidarischen An-
satz die Priorität einzuräumen.

Die Probleme rechtspolitischer Einflußnahme liegen je-
doch auch noch auf anderen Gebieten. So fehlt für die
BAG ein logistischer Grundapparat, um Stellungnah-
men in der umfassenden, alles berücksichtigenden Qua-
lität abzugeben, in der auf der anderen Seite z. B. das
BMJ, aber auch die Bankenverbände arbeiten können.

Auch der Anspruch rechtspolitischer Einflußnahme von
der Praxisebene aus zu formulieren, um damit auch die
unmittelbaren Erfahrungen einfließen zu lassen, ist
nicht leicht zu verwirklichen. Sie bedarf der weitrei-
chenden Mitarbeit sämtlicher Mitglieder, wobei die Ar-
beitsform sehr offen gestaltet sein muß.
Die erwogene Einstellung hauptberuflicher Juristen
kann hilfreich sein für die Initialisierung und Steuerung
der fachlichen Diskussion sowie für die Zusammenfas-
sung der Ergebnisse in fachpolitische Stellungnahmen.
Problematisch sind aber ansonsten durchaus wertvolle
Einzelleistungen, die sich jedoch nicht auf den Dialog
mit der Praxisebene berufen können. Anspruch der
BAG-SB sollte sein, die Erfahrungen dieser Ebene un-
mittelbar zu verarbeiten und auch das innovative Po-
tential von Schuldnerberatern und Schuldnerberaterin-
nen für Vorschläge zur Rechtsgestaltung zu nutzen.

Welche Schritte nun aber konkret für die BAG-SB zu
gehen sind, um sich diesen Vorstellungen zu nähern,
war auch innerhalb der Arbeitsgruppe eine schwierige
und umstrittene Frage. Wer wäre letzlich bereit, an ei-
nem permanenten Arbeitskreis teilzunehmen, der sich
auch dieser Frage noch zu stellen hat, aber gleichzeitig
erste Versuche inhaltlicher Arbeit unternehmen sollte.
Die Überlegung war, den Anspruch auf die Entwick-
lung einer umfassenden rechtsgestalterischen Vision
zugunsten einer punktuellen Kritik an bestimmten ge-
gebenen Rechtskonstellationen und daraus zu entwik-
kelnden Alternativvorschlägen aufzugeben. Zum Ein-
stieg schlug Siegfried Berchner, Wuppertal, die Ausein-
andersetzung mit den §§ 51 - 55 SGB vor, die aus seiner
Sicht reichlichen Anlaß zur Kritik und zur Korrektur
geben. An weiteren Themen wird es sicher nicht man-
geln. Für die Bildung dieses (permanenten) Arbeits-
kreises fanden sich nun bereits einige Mitglieder. Das
erste Treffen soll noch in diesem Jahr in Kassel stattfm-
den, die Interessierten werden von der Geschäftsstelle
in Kassel eingeladen.

Die BAG-SB braucht

Verstärkung...

...verstärken Sie uns durch
Ihre Mitarbeit und Mitglied-
schaft

Satzung und Mitgliedsantrag senden wir Ihnen gerne zu
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Internationale Konferenz
»Arbeitslosigkeit und Verschuldung«
vom 22. - 23. Sept. 1989 in Hamburg

Arbeitslosigkeit, Armut und Verschuldung sind keine national begrenzten Probleme, es handelt sich vielmehr um eine Ent-
wicklung die auch vor den Industriestaaten der westlichen Welt nicht halt macht und dort die Gesellschaft in eine große
Gruppe der reichlich bis überreichlich Verdienenden und eine kleinere (aber realtiv größer werdende) Gruppe der Armen
aufspaltet. Die letztere Gruppe, die auch in den führenden Staaten gut ein Drittel der Bevölkerung ausmacht, sieht sich ei-
ner immer perfekteren Ausgrenzung einem Ausschluß von den lebenswichtigen Märkten (Arbeits-, Konsum-, Wohnungs-
markt) wehrlos gegenüber
Die Bekämpfung dieser Entwicklung erfordert eine konzertierte Aktion, an der nahezu alle gesellschaftlichen Gruppen zu
beteiligen sind und die nicht nur angesichts des bevorstehenden europäischen Binnenmarktes eine internationale Koopera-
tion verlangt. In diesem Sinne war die Internationale Konferenz, die das Institut für Finanzdienstleistungen in Hamburg
veranstaltet hat, als Aufruf zu verstehen, sich nicht mit einem Management der Armut zufrieden zu geben
Nachfolgend berichten wir von dem Workshop 1 'Anforderungen an die Schuldnerberatung" der wurde unter der Mitwir-
kung des Diak. Werkes Berlin, des Diak. Werkes der ev. Kirche in Westfalen und dem Institut für innovative Sozialarbeit
(ifr) in Regie der Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung (BAG-SB) vorbereitet und geleitet wurde. Der Podiums-
diskussion, die als Einstieg in die anschließenden Arbeitsgruppen vorgesehen war, wurden die hier folgenden provokanten
Thesen zur Schuldnerberatung vorangestellt.

Berichte aus dem Workshop I »Anforderung an Schuldnerberatung«

Provokante Thesen zur Schuldnerberatung

1. Armutsverwaltung
Das gesellschaftliche Ausmaß der Betroffenheit von
Überschuldung in Verbindung mit fehlenden rechtli-
chen Schutzvorschriften hat eine neue Armutsgruppe
geschaffen. Im Gegensatz zu vielen anderen Armutssi-
tuationen ist Armut aus Überschuldung häufig unwi-
derruflich und lebenslang. Auf diesem Hintergrund ist
Schuldnerberatung eine Form der Armutsverwaltung
mit dem Ziel, zumindest die schlimmsten Folgen zu
verhindern und das (Haus-)Wirtschaften am und unter
dem Existenzminimum zu vermitteln.

2. Normal
Schuldenmachen für Konsum- und Dienstleistungen ist
normal in der industriell entwickelten Gesellschaft. Das
Scheitern von Schuldverhältnissen, also die Überschul-
dung, ist ebenso normal - im Sinne von häufig vorkom-
mend und für untere Einkommensschichten besonders
wahrscheinlich. In dieser Folge ist auch die Beratung
von Überschuldeten normal - so normal wie die Exis-
tenz des Finanzdienstleistungsangebotes heute normal
ist (keinen Widerspruch erregt). Es geht dabei faktisch
nicht mehr - wie im Idealfall bei der Hilfe zur Selbsthil-
fe - um die geplante zukünftige Abschaffung der Hilfe.
Die Hilfe wird stattdessen normaler Bestandteil eines
volkswirtschaftlichen Ablaufes und dient der reibungs-
losen Funktion dieses Ablaufes...

3. Krisenintervention
Schuldnerberatung verkümmert zur permanenten Kri-
senintervention ohne an den strukturellen Bedingungen

etwas positiv verändern zu können. Getreu der traditio-
nellen Sozialarbeit dominiert auch in der Schuldnerbe-
ratung die Sichtweise und Behandlung des Einzelfalles
(case work). Weitergehende Zusammenhänge oder gar
die Konzeptionierung von Änderungsvorstellungen, die
den individuellen Beratungszusammenhang verlassen,
sind nicht erwünscht, können aufgrund fehlender Ein-
sicht (fachlicher Kompetenzen) in gesellschaftliche Zu-
sammenhänge kaum erkannt, geschweige denn, aktiv
entwickelt werden.

4. Softinkasso
Selbst dann, wenn Schuldnerberatung die Partei des
Ratsuchenden ergreift, was keineswegs immer ge-
schieht, ist eine Parallele zum Inkassogewerbe unver-
kennbar: Über die Schuldnerberatung erhalten auch die
Gläubiger tiefere Einblicke in die Lebensverhältnisse
von Schuldnern. Die Situation wird für sie dadurch kal-
kulierbarer, das Risiko abschätzbar und letztlich fließen
ihnen auch noch Mittel zu, ohne daß damit eine (nach-
haltige) Verbesserung der sozialen und wirtschaftlichen
Situation und des gesellschaftlichen Status des Schuld-
ners gewährleistet ist.

5. Kontrolle
Schuldnerberatung stellt einen persönlichen Bezug zum
Schuldner her und gewinnt einen tiefen Einblick in die
privaten Lebensverhältnisse von Ratsuchenden. Diese
personale Verknüpfung ermöglicht neben der Beratung
auch die Kontrolle. Ratsuchende unterliegen damit ei-
nem Rechtfertigungsdruck, ihr wirtschaftliches Verhal-
ten, ja überhaupt ihr Handeln legitimieren zu müssen.
Letztlich unterwerfen sie sich den Wert- und Bera-
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tungsvorstellungen der Schuldnerberatung, die mehr
oder weniger willkürlich sind, je nach Persönlichkeit
und Einstellung der jeweiligen Beraterinnen und Ideo-
logie der Trägerorganisation.

6. Frauen
Frauen sind diejenigen, die für Sicherheit sorgen und
Risiken zu minimieren verstehen. Dem Mann wird der
Konsum zugeschrieben, der Frau die Verantwortung
für die Rückzahlung. Die Frau übernimmt im Regelfall
die Funktion des aktiven Krisenmanagements der Fa-
milie, die Haushaltsorganisation und letztlich die Ver-
antwortung für das Funktionieren der Haushaltsge-
meinschaft auch unter restriktiven materiellen Bedin-
gungen. Eine Lobby für die Vertretung weiblicher In-
teressen existiert jedoch nicht, so daß Frauen hier keine
Änderung zu erwarten haben.

Bericht zur Podiums- und Plenumsdiskus-
sion

von Prof.in Gertrud Dorsch

Ziele der Podiums- und Plenumsdiskussion waren, In-
formationen zu länderspezifischen Schuldnerberatungs-
konzeptionen zu erhalten, kritisch das Selbstverständnis
von Schuldnerberatung zu hinterfragen und damit An-
regungen für die Arbeitsgruppen zu geben.

Als Diskussionsgrundlage dienten sechs provokante
Thesen (s.o.), die von Stephan Hupe (BAG-SB/BRD)
vorgetragen und erläutert wurden. Auf dem Podium
diskutierten miteinander David Caplovitz vom Budget
and Credit Counseling Services (USA), Marie Deroo
und Martine Guerard vom Centre Regional de la Con-
sommation (F), John Kruse vom Money Advice Trai-
ning Unit (GB), Roger Kuntz von der Bundesarbeitsge-
meinschaft Schuldnerberatung e. V. (BRD), Ingrid Li-
berty vom Diakonischen Werk Westfalen (BRD), Alex-
ander Maly von der Schuldnerberatung Wien (AU) un-
ter der Moderation von Gertrud Dorsch von der Fach-
hochschule Münster (BRD) und Christine Sellin von
der BAG Schuldnerberatung (BRD).

Im folgenden werden einige ausgewählte Eindrücke von
der Podiums-/Plenumsdiskussion dargestellt. Schuld-
nerberatung ist in allen europäischen Ländern und der
USA weitgehendst "Einzelfall"-Beratung. Auf die Pro-
vokation "Armutsverwaltung", These 1, ließen sich so-
wohl Podiums- als auch Plenumsteilnehmerinnen nicht
so recht ein. Das mag an der Schwierigkeit, was unter
"verwalten" zu verstehen ist, gelegen haben. Deutlich
wurde, daß Schuldnerberatung versucht, einerseits
durch Beratung den von Armut Betroffenen vor noch
größerer Not zu bewahren und andererseits härter For-
derungen nach Gesetzesauflagen zu stellen, damit Ver-

armung durch Verschuldung gar nicht erst entsteht.
Diese These 2, daß Überschuldung und das Scheitern
von Schuldverhältnissen sowie "Beraten" Verschuldeter
ein normaler Bestandteil heutiger Volkswirtschaften
sei, wurde bestätigt. An dieser Entwicklung und deren
Bedingungen, wie agressive Werbung, Vorgabe von
Konsumstandards, Kreditkartensystem..., wurde jedoch
heftig Kritik geübt. In den USA sei auch schon die Ver-
schuldung der Mittelschicht normal und große Proble-
me würden durch "Konsumsucht/-rausch" entstehen.
Mit der These 2 wurden gleichzeitig Aspekte der These
3, Schuldnerberatung sei vorwiegend nur noch Krisen-
intervention, sowie der These 4, Schuldnerberatung be-
treibe Softinkasso, aufgegriffen. Lebhaft berichtete und
kritisierte David Caplovitz als Beispiel für These 3
"Softinkasso" und These 4 "Kontrolle", "Schuldnerbera-
tungsstellen" in den USA, die von den Banken mitfinan-
ziert würden. Schockierend war jedoch das Eingeständ-
nis, daß es in der Regel die Frauen sind (These 6), die
unter den Bedingungen und Folgen der Verschuldung
zu leiden haben. In der Vorbereitungsunterlage der AG
"Frauen in der Schuldnerberatung" wird es auf einen
Nenner gebracht: "Dem Mann der Konsum, der Frau
die Verantwortung der Rückzahlung". Es sind Frauen,
die im Spannungsfeld der vorgegebenen Konsumstan-
dards und der Normalität von Schuldenmachen stehen.
Es sind Frauen, die durch ihre Verantwortlichkeit für
das Haushalten den vollen Druck der Gläubiger zu spü-
ren bekommen, die in der Krise Schuldnerberatung
aufsuchen, ihre Lebensverhältnisse offenlegen, guten
Willen zeigen und sich kontrollieren lassen und den
Konzepten der Schuldnerberatung sich unterwerfen
müssen. Daß Frauen weitere Diskriminierungen auszu-
halten haben, konnte in der Diskussion nur noch mit
dem Schlagwort "Paternalisierung der Schuldnerbera-
tung" angedeutet werden.

Abschließend konnte festgestellt werden, was die An-
forderung an Schuldnerberatung betrifft:
- Schuldnerberatung steht in einem Spannungsfeld viel-
fältiger Interessen, die es bewußt zu machen und offen-
zulegen gilt.
- Es scheint, daß Schuldnerberatung ein Instrument der
Armutsverwaltung zu werden droht. Es gilt, die Unter-
schiede zwischen "Beratung" und "Verwaltung" zu klä-
ren, damit Schuldnerberatung nicht zur Verwaltung von
Armut verkommt.
- Es müssen unbedingt die Problematik der Frau in der
Schuldnerberatung untersucht und Aktivitäten zur Ver-
besserung der Situation von Frauen ergriffen werden.
- Schuldnerberatung ist eine nicht unpolitische Arbeit.
Die daraus entstehenden Aufgaben und Anforderungen
an das Qualifikationsprofil von in der Schuldnerbera-
tung Tätigen müssen entwickelt und formuliert werden.
- Information und Zusammenarbeit auf internationaler
Ebene sollte gefördert werden.
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Arbeitsgruppe 1
»Beraterqualifikation: Berater - Klientenver-
hältnis«

Bericht: Jörg Tammen, ifis Hannover

An der AG 1 nahmen ca. 22 Personen teil. Der über-
wiegende Teil stammte aus der Bundesrepublik, hinzu
kamen Vertreter aus den Niederlanden und Österreich.

Die Diskussion in der AG knüpfte an die vorherige Po-
diumsdiskussion an. In der Podiumsdiskussion wurden
auf internationaler Ebene einige Trends sichtbar:
- Schuldnerberatung muß sich lösen von der klassischen
Einzelfallberatung. Sie muß Strategien entwickeln, die
Ausgrenzung von Schuldnern vorbeugt, indem sie sich
als präventivorientierte Finanzberatung versteht.
- Schuldnerberatung darf nicht zum Soft- bzw. Sozialin-
kasso verkümmern, indem sie im Sinne der Gläubiger
tätig wird.
- Schuldnerberatung muß im (sozial)politischen Raum
agieren und die strukturellen Ursachen der Überschul-
dung bekämpfen.
- Schuldnerberatung steht in der Gefahr, zur Kontroll-
instanz zu verkümmern.

Die AG leistete zunächst einmal eine Bestandsaufnah-
me bezüglich des Ausbildungsniveaus von Schuldnerbe-
ratern und der institutionellen Anbindung von Schuld-
nerberatung.
Demnach geht der Trend in der Bundesrepublik und
Österreich zur Einstellung von Sozialarbeitern für die
Schuldnerberatung. Multiprofessional besetzte Bera-
tungsstellen sind eher die Ausnahme. Teilweise sind je-
doch auch Kaufleute, Betriebs- und Volkswirte, Oeco-
trophologen und Juristen mit Schuldnerberatung be-
faßt.
Der holländische Weg liegt demgegenüber eher in der
Einstellung von Oecotrophologen für die Beratung.
Die institutionelle Anbindung erfolgt in der Bundesre-
publik im wesentlichen durch die Wohlfahrtsverbände
und Kommunen. Freie Träger haben nach wie vor Pro-
bleme mit dem Rechtsberatungsgesetz.
In Österreich wird Schuldnerberatung von den Arbei-
terkammern und der Bewährungshilfe organisiert.
In den Niederlanden wird Schuldnerberatung von priva-
ten Institutionen durchgeführt. Diese bieten ihre Dien-
ste den Städten und Kommunen an und vereinbaren ei-
nen Dienstleistungsvertrag.
In der Bundesrepublik stellt sich die derzeitige ABM-
Praxis als zunehmendes Problem für die Schuldnerbe-
ratung, da viele Stellen nur über AB-Maßnahmen fi-
nanziert werden.

Eine deutliche Absage erteilte die AG der Einstellung
von ehrenamtlichen Mitarbeitern für die Schuldnerbe-
ratung. Eindeutig war, daß Schuldnerberatung qualifi-

ziert nur durch professionelle und geschulte Berater ge-
leistet werden kann.
Die Beraterqualifikation wurde im wesentlichen als un-
genügend bezeichnet. Dem Bereich Aus- und Fortbil-
dung kommt hier eine zunehmend größere Bedeutung
zu.

Bei den Wohlfahrtsverbänden in der Bundesrepublik
zeichnet sich der Trend ab, Schuldnerberatung nicht als
eigenständigen Beratungsbereich zu definieren. Diese
Entwicklung wurde von vielen Teilnehmern mit Sorge
betrachtet.

Sehr ausgiebig und teilweise auch kontrovers wurde die
Frage diskutiert, ob Schuldnerberatung zum Sozial-
bzw. Softinkasso verkümmert. Grundsätzlich wurde die
Gefahr erkannt, daß Schuldnerberatung oftmals erst
die Beitreibung von Forderungen ermöglicht. Gerade
um dieser Gefahr vorzubeugen, erscheint es notwendig,
Berater so zu qualifizieren, daß größtmöglicher Rechts-
schutz für Ratsuchende ermöglicht wird.
Auf dieser Grundlage muß in der Bundesrepublik auch
für eine Änderung des Rechtsberatungsgesetzes ge-
kämpft werden.

Ein eindeutiges Fazit aus dieser AG zu ziehen, er-
scheint schwierig. Angesichts der Gefahren für die
Schuldnerberatung ist zumindest eindeutig, daß Schuld-
nerberatung sich sowohl national als auch international
organisieren und vernetzen muß, um im Interesse der
Ratsuchenden tätig zu werden.

Arbeitsgruppe 2
»Frauen in der Schuldnerberatung«

Bericht: Barbara Kroll, RAin, Erich Klein, Diak. Werk
Berlin

Dies kann schon am Anfang dieses Berichtes gesagt
werden: Das Thema Frauen in der Schuldnerberatung
war für eine engagierte, aber auch mit vielen Wider-
ständen behaftete Diskussion gut und traf den Nerv der
Beraterinnen. Besonders deutlich wurde, daß die Män-
ner sich oft nicht selbst verteidigen müssen, sondern,
daß dies - auch bei dieser Arbeitsgruppe - einige Frau-
en übernehmen. Drei Männer nahmen teil, davon einer
als Referent - immerhin.

Ohne große Widersprüche blieb die These der ersten
Arbeitsgruppe: Von Bankenseite wird die Bürgschafts-
verpflichtung mit der Begründung des moralischen
Drucks, den Frauen offenbar bei der Rückzahlung auf
Männer ausüben, gefordert. Frauen werden hier als
diejenigen betrachtet, die für Sicherheit sorgen und Ri-
siken zu minimieren verstehen.
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Dem Mann der Konsum - Der Frau die Verantwortung
der Rückzahlung.

Vordergründig wird dabei nur an die Rückzahlung
durch den Darlehensnehmer gedacht, die möglicher-
weise lebenslange Verschuldung der Bürgen - mangels
Bonität - wird in Kauf genommen.
Hat sich das Bürgschaftsrisiko realisiert, wird es mit
"wer bürgt, ist selber schuld" abgetan.

Schon mehr in Frage gestellt wurde die These der zwei-
ten Gruppe. Eigene Kreditaufnahme wird von Frauen
als unangenehm empfunden. Die Bürgschaftsunter-
schrift erzeugt ein positives Gefühl auch bei den Frau-
en. Sie wird als unterstützende Hilfsbereitschaft wahr-
genommen.
Durch die vielschichtige Verschränkung von Geld und
Liebe, die die Familie für Frauen darstellt, werden
"Schulden aus Liebe" gemacht.
Was steckt hinter dieser Liebe, war die Frage - Angst
vor dem Verlassenwerden, Angst, emotional gar nichts
mehr zu bekommen? Bestätigt wurde aus den Erfah-
rungen der Beraterinnen, daß Frauen weniger risiko-
reiche Kredite eingehen, mehr denken beim Abschluß,
außer, sie tun dem Mann einen Gefallen.

Die Frage nach der Organisierung der Frauen, nach
der Lobby und nach der Bereitschaft, wieder ins Be-
rufsleben einzusteigen, beschäftigte die dritte Arbeits-
gruppe. These: Unter den Bankdirektoren der ersten
und zweiten Führungsebene in der Bundesrepublik be-
finden sich nur 1,7% Frauen (Schuchard, "Erfolgs-
kurs").
In den Gesetzesänderungsinitiativen zur Verbesserung
der Situation der Überschulteten, finden sich keine spe-
ziell auf die Situation der Frauen gerichteten Ansätze.
Hier entscheiden zu 90% Männer. Obwohl geschicht-
lich betrachtet die treibende Kraft zur Verbesserung
der weiblichen Rechte von Frauen selbst ausging, fragt
es sich, warum noch keinerlei Änderungsansätze in der
Verschuldungssituation zu finden sind.
Hier zeigte sich auch bei den anwesenden Frauen Di-
stanz zur Problematik der berufstätigen Frau. Die
Männer, die z. B. eine Wiederaufnahme des Berufs
oder die Karriere überhaupt nicht unterstützen, beka-
men erstaunlich viel Schützenhilfe.

Die Arbeitsgruppe IV beschäftigte sich mit der These,
ob die Frauen selbstlos das Streben des Partners nach
Prestige unterstützen, deshalb zum Beispiel auch Kre-
dite mitunterzeichnen, von denen sie selbst wenig oder
gar nichts haben. - Schulden aus Liebe?
Angesprochen wurde hier die Identifizierung der Frau
über den Mann - wo ist die eigene Identität? Von Äng-
sten wurde gesprochen, eigene Identität zu leben, Män-
nervorherrschaft zu durchbrechen: Ängste vor dem
Konflikt und Ängste vor der Verantwortung - auch

Angst davor, daß beim Mann ohne äußere materielle
Prestigezeichen die emotionale Nacktheit sichtbar
wird?

Die V. Gruppe arbeitete zu Thesen, die direkt die Be-
ratungssituation der Klientin betreffen.

Thesen:
1. In der Beratungssituation sind Männer in der Über-
zahl oder dominieren durch die Hierarchie.
2. Von Beraterinnen und Beratern wird toleriert, daß
die Frauen die Schulden regulieren und die Männer zu
Hause bleiben, obwohl offiziell das Gegenteil behaup-
tet und gefordert wird.
3. Frauen in der Schuldnerberatung werden dadurch
diskriminiert, daß sie von männlichen Beratern und von
weiblichen Beraterinnen als Opfer bezeichnet werden
und in dieser Rolle bestärkt werden.

Allgemeine Bestätigung erhielt die These 4.; hier muß
sich in der Beratungssituation einiges ändern. Wenn die
Frau die Versorgerrolle des unmündigen Mannes über-
nimmt, muß dies problematisiert werden.
Heftig diskutiert wurde die Opferrolle der Frau. Wird
die Frau nicht zum Beispiel durch Banken in diese Rol-
le gedrängt? Ist sie nicht wirklich in der Männergesell-
schaft das Opfer? Wenn Frauen in der Krisensituation
in dieser Rolle durch die Beratung Bestätigung erhal-
ten, wird sich an der Situation nichts ändern. Es muß
mit der Klientin dahin gearbeitet werden, daß sie für
sich Auswege aus dieser Situation entdeckt und ihr
Selbstwertgefühl erlangt. Wo bleibt die erwachsene
Frau, wenn der Berater/die Beraterin sie in dieser Rol-
le des hilflosen Opfers bedauert. Kann der/die Berater-
In sich dann als Retter besser fühlen? Fragen, die für
weitere Diskussionen viel Stoff bieten.
Insgesamt wurde festgestellt, daß das Verbleiben der
Frau in dem Gefühl, Opfer zu sein und die Bestätigung
dieser Rolle durch Beraterinnen diesen Zustand mani-
festiert. Gefordert sind die Übernahme der Verantwor-
tung für sich selbst, Mut zum Durchsetzen und das Auf-
geben der Männerversorgung - emotional wie materiell.

Arbeitsgruppe 3
»Rahmenbedingungen von Schuldnerbera-
tung in der EG«

Bericht: Martin Höckmann, BAG-Schuldnerberatung

Nach Beendigung der Vorstellungsrunde, es waren aus-
schließlich deutsche Teilnemer anwesend, wurde deut-
lich, daß das Thema nicht in der vorgesehenen Form,
dialog mit Vertretern anderer Nationalität, behandelt
werden konnte. Die Gruppe verständigte sich darauf-
hin, anhand des Forderungskataloges der Abschlußer-
klärung das Thema anzudiskutieren.
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Ausgangspunkt für die Überlegungen war, daß sich ein
effektiver Verbraucherschutz nur auf der Grundlage
EG - weiter rechtlicher Vereinheitlichung erreichen
lasse. Zentrale Voraussetzung hierfür sei, daß die bis-
her national gesammelten Erfahrungen insgesamt aus-
gewertet und zu juristischen Gesetzesinitiativen ausge-
arbeitet werden. Erster Schritt hierzu müsse die Inten-
sivierung des bisherigen Informationsflusses sein. All-
gemein äußerten die Teilnehmer große Besorgnis im
Hinblick auf die zu erwartende Öffnung des Finanz-
dienstleistungssektors nach 1992. Es wird allgemein da-
von ausgegangen, daß sich die regional stark differie-
renden Verbraucherschutzvorschriften auf dem klein-
sten gemeinsamen Nenner einpegeln und somit zuun-
gunsten des Klientels der SB auswirken werden.
Befürchtungen in dieser Hinsicht wurden vor allem in
folgenden Bereichen geäußert.

- Schon jetzt zu beobachtende Zentralisationsbestre-
bungen bei Banken und Inkassounternehmen führe zu
multinationalen Konzernen, die auch juristisch kaum
noch zu kontrollieren seien.

- Internationale Kreditvermittler könnten gerade bei
unteren Einkommensschichten die schlechtesten Kre-
ditbedingungen im Markt verallgemeinern

- Die Banken könnten sich in Zukunft über Vergabe-
richtlinien die Kunden untereinander aufteilen.

In Zukunft bedienen
Großbanken - Kunden, die Anlagekapital besitzen;
Sparkassen etc. - Kunden, die ihre gehobenen Kon-
sumwünsche kreditieren
Teilzahlungsbanken - Kunden, die ihren täglichen Le-
bensunterhalt kaum aus eigenen Mitteln decken kön-
nen.

Gleichzeitig wird die Zinsschere zwischen Geschäfts-
und Teilzahlungsbanken weiter auseinanderklaffen.
Dies bedeutet, daß solvente Kunden günstiger als bis-
her, Arbeitslose und Sozialhilfeempfänger jedoch noch
ungünstiger als bisher, kreditieren.
- Die grenzüberschreitende Kreditvergabe mache eine

Kontrolle der Vergaberichtlinien unmöglich. In einem
weiteren Schritt wurde von der Arbeitsgruppe darauf-
hin versucht, aus den gesammelten Perspektiven einen
Forderungskatalog zu entwickeln, der den
dargestellten Tendenzen entgegenwirken soll.

- Im Binnenmarkt sollte die Kreditvermittlung grund-
sätzlich verboten sein.

- Die Vergabevoraussetzungen der Banken sollten ver-
einheitlicht werden. Eine Kreditvergabe hat die wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit des Kunden zu berück-
sichtigen. Die Forderung wurde von den Teilnehmern
kontrovers diskutiert.

Die erste Position betonte die verbraucherschützende
Funktion einer solchen Forderung. Die Kreditrisiken
lägen somit nicht einseitig beim Kunden. Die Gegenpo-
sition hob hervor, daß bei enger Auslegung der Verga-
bevoraussetzungen weniger solvente Bevölkerungs-

schichten von der Kreditaufnahme ausgeschlossen wür-
den. Als Ergebnis würde dies zu einer weiteren Stigma-
tisierung dieser Personen beitragen. Eine weitere
Schwierigkeit wurde darin gesehen, daß diese Bevölke-
rungsgruppen langlebige Konsumgüter (Kühlschrank,
Möbel, Waschmaschine etc.) fast nur über Kredite be-
schaffen können. Eine restriktive Handhabung würde
außerdem gegen die Vertragsfreiheit verstoßen und so-
mit die Marktgesetze außer Kraft setzen. Dagegen
führte die Gegenposition aus, daß zumindest Verschul-
dete keine Verhandlungsmacht besäßen und sich somit
von vornherein nicht "marktgerecht" verhalten könnten.
Dies sei vorwiegend auch der Grund, warum untere
Einkommensschichten ungünstigere Kreditbedingungen
akzeptieren müssen.

Aus dieser Diskussion wurde eine weitere Forderung
abgeleitet:
- Die gesetzlichen Sicherungsmechanismen sollten aus-

gebaut werden. Vor allem eine Zinsobergrenze hätte
zur Folge, daß Banken bei der Kreditvergabe der Sol-
venz des Kunden größere Bedeutung beimessen wür-
den.

In diesem Zusammenhang wurde die Dreiecksbezie-
hung diskutiert, die häufig dazu führt, daß Kredite ab-
geschlossen werden, die über die Rückzahlungsmög-
lichkeiten der Klienten hinausgehen.

Konsumwünsche des Klienten
(oftmals geweckt durch Werbung)

Marketing und Werbung Bildung bzw. Unkenntnis
der Kreditunternehmen in Finanzfragen

Prophylaktische Arbeit im Verbraucherschutz kann
nicht alleine in der Durchsetzung von Schutzbestim-
mungen bestehen, sondern beinhalte ebenso die Aufga-
be, die Klienten dazu zu befähigen, ihre finanziellen
Wünsche dem individuellen Haushaltsbudget anzupas-
sen. Dies bedeutet
- Verstärkung der Bildungsarbeit vor Ort sowohl mit

den Klienten als auch - im Sinne der Sensibilisierung
für dieses Problemfeld - mit Vervielfältigern

- Heranführung von Jugendlichen in der Schule
Haushaltsführung sollte Unterrichtsfach wie Ge-
schichte oder Mathematik werden.

Arbeitsgruppe 4
»Zusammenarbeit mit Gläubigern«

Bericht: Stephan Hupe, BAG-Schuldnerberatung

»Die Hand, von der man gefüttert wird, soll man nicht
beißen.« Die Umkehrung dieses Sinnspruches brachte
Alexander Maly (Jugendamt der Stadt Wien) zu dem
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Schluß, daß man sich von der Hand, die man beißen
will, nicht füttern lassen darf.
Mit dieser Redewendung und ihrer Umkehrung ist der
moralisch-ethische Rahmen bezeichnet, in dem sich das
Verhältnis zwischen der Gläubiger-/Anbieterseite und
der sozialen Schuldnerberatung abspielt.

Einstieg in die Diskussion der Arbeitsgruppe "Zusam-
menarbeit mit Gläubigern" war die am Vormittag in
der Podiumsdiskussion aufgeworfene Frage der Finan-
zierung von Schuldnerberatung durch die Kreditwirt-
schaft, wie sie in den USA praktiziert wird. John Kruse,
National Money Advice Training Unit (GB) sieht die
Banken als (Mit-)Verursacher der Verschuldung der
privaten Haushalte. Sie sollen sich infolge dessen auch
an der Finanzierung von Schuldnerberatung beteiligen.
Der Gefahr, daß sich Schuldnerberatung zur Marionet-
te der Banken entwickelt, muß allerdings entgegenge-
wirkt werden. In GB bestehen drei Denkmodelle
1. Schuldnerberatungsstellen sollen direkt von den
Banken finanziert werden - eine Management-Beteili-
gung muß jedoch ausgeschlossen bleiben.
2. Die Banken speisen einen Fonds, der vom Staat zur
Finanzierung von Schuldnerberatung verteilt wird.
3. Für die Vergabe von Krediten wird eine Steuer er-
hoben, aus der Schuldnerberatung finanziert wird.

In der Schweiz vertritt man dagegen die Auffassung,
daß allein der Staat zuständig für die Finanzierung von
Schuldnerberatung sein muß. Peter Gründler vom Sozi-
aldienst der Justizdirektion Zürich erklärte, Schuldner-
beratung muß eine Aufgabe der Sozialarbeit sein. Eine
geregelte Finanzierung sichert auch die erforderliche
Professionalität. Ehrenamtlichkeit oder ungesicherte
Arbeitsplätze sind eher auch hinsichtlich der fachlichen
Qualität als problematisch zu werten.
Wenn Gläubiger zur Verantwortung gezogen werden
sollen, so kann es sich nicht nur um die Banken han-
deln. Finanzdienstleistungen werden inzwischen von ei-
ner Vielzahl unterschiedlicher Anbieter angeboten, die
vollständig zu berücksichtigen sind.

Auch für die Bundesrepublik schlägt Helmut Achen-
bach vom Schuldner- und Verbraucherschutz Kassel
vor, einen Pool zu bilden, in den die Banken und übri-
gen Anbieter von Finanzdienstleistungen einzahlen und
aus dem dann die Finanzierung von Schuldnerberatung
gesichert wird.
Wenn die Banken keine Verantwortung tragen müssen,
so John Kruse (GB), haben sie auch kein Interesse, ihre
Strategien und Konditionen zu ändern. Die Beteiligung
an den Kosten macht vor allem auch bei der Kreditver-
gabe vorsichtiger.

Nur kurz wurde in der Arbeitsgruppe auf die Fonds zur
direkten Entschuldung eingegangen. Diese Fonds sind
zwar schon sehr verbreitet, sie haben jedoch, wie ein

Kollege aus München kritisch vermerkte, ungünstige
Auswirkungen auf das Gläubigerverhalten. Unter Hin-
weis auf bestehende Fonds werden finanzielle Leistun-
gen von der Schuldnerberatung gefordert. Außerdem
verhalten sich die Gläubiger risikobereiter.

David Caplovitz berichtet, daß es in den USA keinerlei
Unterstützung durch den Staat, weder für Schuldner
noch für die Schuldnerberatung gibt. Die Finanzierung
der Schuldnerberatung des Budget and Credit Counse-
ling Services (BUCCS) wird zum Teil durch Spenden
der Banken und andere private Organisationen sicher-
gestellt. Ein weiterer Finanzierungsanteil kommt aus
einer Abführung aus den Rückzahlungsraten der
Schuldner in Höhe von 15% (während eines drei Jahre
dauernden sog. Rückzahlungsplanes) sowie einer obli-
gaten Grundgebühr für die Beratung von 25 Dollar, die
auch der Ärmste zahlen muß. Für einen durchgeführ-
ten Konkurs ist eine Gebühr von 400 Dollar an BUCCS
zu zahlen.
Auf die Frage, wer mit den 15%, die aus den Rückzah-
lungsraten abgeführt werden, effektiv belastet wird, der
Schuldner oder die Bank, konnte Caplovitz nicht sicher
Auskunft geben. Es läßt sich nicht sagen, ob die Gläu-
biger eine um 15% höhere Rate verlangen würden,
wenn die Abführung an BUCCS entfallen würde. Zu
vermuten ist aber, daß hier eine Tendenz besteht, die
Betroffenen mit den Kosten der Schuldnerberatung zu-
mindest anteilig direkt zu belasten, sie also nicht der
Gemeinschaft aufzuerlegen.
In Birmingham (GB), gibt es Modelle, in denen Schuld-
nerberatung zu 50% von der Kommune und zu 50%
durch Rechtsberatung (zu vgl. mit Beratungshilfe) fi-
nanziert werden. Dort wird auch erwogen, eine Gebühr
von den Kreditvermittlern in Höhe von 10% der ver-
mittelten Kredite zu erheben.

Kooperationsbemühungen zeigen in Deutschland auch
die Inkassounternehmer. Stephan Hupe berichtete von
der Kontaktaufnahme ihrer Organisation, dem Bund
Deutscher Inkassounternehmer (BDIU), dem offenbar
die Nützlichkeit von Schuldnerberatungsstellen auch für
ihre Zwecke aufgefallen war. Hier wird deutlich, wie
groß die Gefahr ist, daß Schuldnerberatung sowohl zur
Armutsverwaltung als auch zu einem sozial verträgli-
chen Inkassodienst (Softinkasso) funktionalisiert wird.

In der Schweiz bestehen Überlegungen, die Interessen
von Schuldnern in einer paritätisch besetzten Kommis-
sion zu vertreten. Diese Kommission soll bei fehlender
Einigungsmöglichkeit als eine Art Schiedsgericht für
Vergleiche eingesetzt werden. Globalvereinbarungen,
wie z.B. generelle Vergleichsquoten, werden dagegen
abgelehnt.

Schuldner haben jedoch keine eigenen Organisationen,
die Interessenvertretung durch die Schuldnerberater
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sind insofern nur mittelbar. Eigene Organisationen
könnten - gewerkschaftsähnlich - in der Lage sein, glo-
bale Vereinbarungen, ähnlich wie Tarifverträge, zu
schließen.
Hiergegen spricht jedoch, daß mit individuellen Lösun-
gen im Einzelfall weitaus bessere Ergebnisse zu erzie-
len sind. So sind z.B. feste Laufzeiten von sog. Rück-
zahlungsplänen, wie sie Inhalt einer Globalvereinba-
rung sein könnten, im Einzelfall häufig nicht einzuhal-
ten. Globalvereinbarungen werden daher eher als pro-
blematisch eingeschätzt.

Die Tatsache, daß Schuldnerberatung nur von sehr we-
nigen in Anspruch genommen wird und auch quantita-
tiv (und qualitativ) nicht in ausreichendem Maß zur
Verfügung steht und somit als Einzelfallhilfe insgesamt
zu wenig bewirkt, macht weniger Globalvereinbarungen
sondern vielmehr gesetzliche Regelungen erforderlich,
um die Rahmenbedingungen für Schuldner zu verbes-
sern.
David Caplovitz wies bei der Gelegenheit auf einen von
ihm veröffentlichten Lösungsvorschlag hin (s. "Consu-
mer Credit and Consumer Insolvency", Hrsg. Günter
Hörmann 1986), den er in aller Bescheidenheit "The
David-Caplovitz-Solution" nennt. Dieser Vorschlag hat
zwei wesentliche Elemente, nämlich zum einen muß
eine Versicherung gegen Insolvenz eingerichtet werden.
Der Versicherungsfall ist also die Zahlungsunfähigkeit,
unabhängig von ihrem Entstehungsgrund (mit Ausnah-
me des Eingehensbetruges). Als zweites wesentliches
Element darf pro geschäftsfähige Person nur eine Kre-
ditkarte zugelassen werden, die in ihrem Kreditrahmen
limitiert ist. Bei Überschreitung des Kreditlimits soll an
der Kasse des Händlers ein rotes Licht aufleuchten, da-
mit auch der Händler sich des Risikos bewußt ist. Die
Kosten des Kredits per Kreditkarte sollen nach diesem
Vorschlag durch den Gesetzgeber begrenzt werden und
zwar auf maximal 10% für die Zinsen und weitere 10%

für die Versicherung.
Wenn man auch diesen Vorschlag auf dem Hinter-
grund der amerikanischen Verhältnisse (20 Kreditkar-
ten pro Person sind dort keine Seltenheit, die Kredit-
zinsen betragen ca. 18-20%) betrachtet, so bleibt er
dennoch nicht unumstritten. In der Arbeitsgruppe löste
er jedenfalls eine hitzige Diskussion aus. Abgesehen da-
von, daß die europäischen Kreditversicherungen die
Zahlungsunfähigkeit wohl kaum als Versicherungsfall
anerkennen werden, enthält die David Caplovitz-Solu-
tion mit dem Rotlicht für Limitüberschreitung eine
Verschärfung des Ausgrenzungsfaktors: Was macht ein
Schuldner danach?

Abschließend muß bemerkt werden, daß die Diskussi-
on der Kooperation mit Gläubigern in dieser Arbeits-
gruppe weniger die Möglichkeiten von konkreter Zu-
sammenarbeit zu Tage brachte, vielmehr wurde das
Verhältnis zwischen der sozialen Schuldnerberatung
und der Anbieterseite an den drei grundlegenden Pro-
blemstellungen diskutiert. Das ist zum einen die Frage
"Wer finanziert Schuldnerberatung". Zum andern ist
hier das Thema "Einsatz von Fondsmitteln" angespro-
chen worden. Und zum Dritten - und hier kann man
schon eher von Zusammenarbeit sprechen - wurde die
Möglichkeit globaler Vereinbarungen für die Abwick-
lung von Entschuldungen erörtert.
Es liegt in der Natur der Sache, daß diese Arbeitsgrup-
pe nicht mit übereinstimmenden Abschlußerklärungen
aufwarten kann. Dazu sind die Ausgangssituationen in
den verschiedenen Ländern zu unterschiedlich.
Wichtig ist jedoch, daß trotz unterschiedlicher Ausprä-
gungen auch internationale Parallelen festzustellen sind
und die Moral, daß man aus der Hand nicht frißt, die
man beißen will, durchaus in Abhängigkeit zu dem ge-
sellschaftlichen Verständnis über das notwendige
Wohlfahrtsniveau eines Staates steht.
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Nunmehr liegen die Ergebnisse der ersten umfassenden Untersuchung des neuen Arbeitsfeldes »Schuldnerberatung«
vor. Die Bundesarbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung (BAG-SB) hatte 1987 die Grunddaten aller zu dieser Zeit be-
kannten Schuldnerberatungsstellen erhoben, um die Entwicklung der Schuldnerberatung wissenschaftlich zu beleuch-
ten und damit Grundlagen für den Ausbau des Beratungsnetzes zur Verüfgung zu stellen.
Für potentielle Träger und politisch Verantwortliche liefern die Ergebnisse dieser Untersuchung grundlegende Daten
und Orientierungshilfen, gleichzeitig sind sie aber auch Voraussetzung für die dringend notwendige (und auch schon
in Angriff genommene) Untersuchung der Überschuldungssituation privater Haushalte in der Bundesrepublik.
Die Ergebnisdokumentation ist mit 79 Tabellen und 41 Grafiken anschaulich ausgestattet und mit Beiträgen Stephan
Hupe, Roger Kuntz und Prof.Dr. Florian Tennstedt ergänzt. Im Anhang findet sich eine aktualisierte Liste der Schuld-
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Die statistische Analyse von Prof. Stephan Freiger gibt
Aufschlüsse über die zeitliche und räumliche Entwicklung
der Schuldnerberatungsstellen, das Engagement der ver-
schiedenen Träger, die personelle und professionelle Struk-
tur sowie Einblicke in die Arbeitsweisen der Beratungsstel-
len.

Über die reine Situationsentwicklung hinaus hat Stephan
Freiger eine eindeutigen Zusammenhang zwischen der Ein-
richtung von Schuldnerberatungsstellen und der Entwick-
lung von Arbeitslosigkeit nachgewiesen. Dies deckt sich mit
zahlreichen hier vorliegenden Jahresberichten von Bera-
tungsstellen, die in ihren Fallauswertungen die Arbeitslo-
sigkeit mit mehr als 50 % der Fälle als ausschlaggebende
Ursache der Überschuldung benennen.
Besonders interessant für die Träger dürfte die Kosten-
und Finanzierungssituation der Beratungsstellen sein. Der
hier ermittelte Anteil der ABM- Kräfte an der Gesamtzahl
der Beschäftigten in Höhe von 44,4 % gibt einen klaren
Hinweis, daß eine einheitlich gesicherte Finanzierung von
Schuldnerberatungsstellen noch aussteht.

Die Studie kann direkt bei der Bundesarbeitsgemeinschaft
Schuldnerberatung, Gottschalkstr 51, 3500 Kassel bezogen
werden.

Schuldnerberatung in der Bundesrepublik
Teil II - Statistische Deskription und Analyse

von Stephan Freiger

BAG-SB 1989, 160 S., broschiert, ISBN 3-927479-01-02, DM 31,70 (für Mitglieder 25,00 DM)

Stellenanzeigen

Diplom-Sozialarbeiter (27 Jahre) und Industriekauf-
mann mit Berufspraxis sucht Stelle im Arbeitsfeld
Schuldnerberatung.
Berufsanerkennungsjahr als Sozialarbeiter im Sozial-
amt mit Schwerpunkt Schuldnerberatung (offener An-
satz).
Kenntnisse in der Arbeit mit Text-, Kalkulations- sowie
Datenbankprogrammen auf PC sind vorhanden.
Bernhard Paul, Augustin-Wibbelt-Str. 16, 4730 Ahlen-
Vorhelm, Telefon: 02382/59454 oder 02528/3337

Über Stellenanzeigen

i m BAG-Info

informieren wir Sie

auf Anfrage
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Hier kommt der Gläubiger zu Wort...

MAHNBÜRO HAHN
Inh. Bruno Hahn

gegründet 1949
als Inkassobüro zugelassen 1950
HR Hamburg A 75597

Mdghed des Bundesverbandes Ocult,..ber
Inkasso•Unternehmen e V, Bonn

Hahn • Postfach 90 06 26 • 2100 Hamburg 90

I/wr 20.9.1985 e> 2/5622

Forderung des Eisenbahn-Bauvereins Harburg eG gegen Sie

Guten Tag,

Zur Zeit sind Sie arbeitslos! Pech für beide Seiten!

Dabei wünsche ich Ihnen eine recht baldige Besserung Ihrer Lage
durch den Erwerb und Erhalt einer gutbezahlten Stellung, die es
Ihnen ermöglicht, Ihre alten Verpflichtungen abzutragen, ehe
sich daraus wieder Komplikationen für Sie ergeben!

Was heißt in diesem Fall "Komplikationen"? Wenn Sie keinen
guten Kontakt mit mir halten und mich nicht laufend über Ihr
Schicksal und Ihre Aussichten informieren, muß ich mich ja
darum kümmern, also eine Auskunft auf Ihre Kosten einschalten.
Und wenn Sie selbst sich mit mir nicht in netter Form in Ver-
bindung setzen, müßte ich bei einem neuen Arbeitgeber sofort
pfänden - und das wiederum auf Ihre Kosten!

Und weil der Schuldtitel 30 Jahre gilt, können Sie sich aus-
rechnen, daß er Sie bis. zum Jahre 2010 verfolgen kann - Sie
wären also 55 Jahre und wahrscheinlich nicht nur längst ver-
heiratet, sondern sogar schon Vater und unter Umständen sogar
Großvater!

Diese lange Frist sollte man sich überlegen und entsprechende
Bemühungen erkennen lassen, freiwillig seinen Verpflichtungen
nachzukommen! Es lohnt sich und man spart dabei eine Menge Geld
und Ärger,

Mit bestem Gruß
PS.: Lesen Sie doch bitte
einmal das beigefügte Merk- Mahn tr I in
blatt genau durch: Mit einer Inh. Hahn
Abtretung würden Sie mir •r-
sparen, ständig mit einer
Auskunftei hinter Ihnen her sein
zu müssen - und Sie sparen auch sonst Geld, wenn eine Abtretung
vorliegt! Wenn Sie dazu noch Fragen haben, verwenden Sie dazu

bitte den beiliegenden Freiumschlag!

Anlagen D. 0.



Materialien zur Schuldnerberatung

Informationsschrift
»Aufgaben und Ziele der Bundesarbeits-
gemeinschaft Schuldnerberatung«
überarbeitete Neuauflage, Nov. 1988
Diese Broschüre gibt Auskunft über die Aufgaben
und Ziele der BAG-Schuldnerberatung. Sie enthält
neben der Satzung und der Beitragsordnung eine kur-
ze Vorstellung der Vorstands- und Beiratsmitglieder.
Weitere Beiträge befassen sich mit der Aufgabe und
Arbeitsweise der Schuldnerberatung in der sozialen
Arbeit, den Zielen der BAG-SB auf dem Hintergrund
wachsender Verbraucherverschuldung und den Erfor-
dernissen präventiver Arbeit.
(6 DM zzgl. 1,50 DM Versand, für Mitglieder kostenlos)

BAG-SB INFORMATIONEN Sonderheft
»Jahresarbeitstagung der BAG-SB 1988
Eigenverlag Nov. 1988
Aus verschiedenen Blickwinkeln untersuchen Fach-
leute aus Politik, Wissenschaft, Lehre und Praxis Zu-
sammenhänge und Auswirkungen von Verschuldung/
Überschuldung auf die Familie. Die Themen: Arbeit,
Einkommen und Arbeitslosigkeit; Rechtliche Stellung
des Schuldners; Wirtschafts- und Konsumsituation
privater Haushalte; Entwicklung von Finanzdienstlei-
stungen; Perspektiven einer Politik gegen Ver-
schuldung. Neben der Dokumentation von sechs Re-
feraten werden die Ergebnisse aus den einzelnen Ar-
beitsgruppen zusammengefaßt.
(8 DM, für Mitglieder 5 DM - jeweils zzgl 1,50 Versand)

Dokumentation des Symposiums
»Armut und Verschuldung«
Eigenverlag Dez. 1988, 138 S., broschiert
Die Dokumentation des Symposiums, das die BAG-
SB gemeinsam mit dem Burckhardthaus Gelnhausen
im Juli 1988 durchgeführt hat, liegt nun vor. Neben
Praxisberichten wurden Grundsatzreferate u.a. zu den
Themen: Anforderungen an Schuldnerberatung, Sozi-
alhilfe und Armut, Wohnungsnot durch Schulden,
Opfer von Verschuldung sind Frauen, neue Finanz-
dienstleistungen, rechtspolitische Überlegungen vor-
getragen.
(12,00 DM, für BAG-Mitglieder 8,00 DM, jeweils zzgl.

2,00 DM Versand)

BAG-SB / Stephan Freiger
Schuldnerberatung in der Bundesrepublik
Teil II - Statistische Deskription und Analyse
Eigenverlag Aug. 1989, 160 S, broschiert
Die statistische Analyse der in 1987 vorgenommenen
Erhebung von Prof. Stephan Freiger gibt Aufschlüsse
über die zeitliche und räumliche Entwicklung der
Schuldnerberatungsstellen, das Engagement der ver-
schiedenen Träger, die personelle und professionelle
Struktur sowie Einblicke in die Arbeitsweisen der Be-
ratungsstellen.
Für alle potentiellen Träger und politisch Verantwort-
liche stellen die Ergebnisse dieser Untersuchung
grundlegende Daten und Orientierungshilfen dar.
Die Ergebnisdokumentation ist mit 79 Tabellen und
41 Grafiken anschaulich ausgestattet und mit Beiträ-
gen von Stephan Hupe, Roger Kuntz und Prof. Dr.
Florian Tennstedt ergänzt. Im Anhang findet sich
eine aktualisierte Liste der Schuldnerberatungsstellen
mit nunmehr über 240 Adressen.
(31,70 DM, für BAG-Mitglieder 25,00 DM, jeweils zzgl.
2,50 DM Versand)

J. Münder/G. Höfker/R. Kuntz/J. Westerath
Schuldnerberatung in der sozialen Arbeit
(Votum-Verlag Münster, 1989, ca. 256 S., broschiert.
Das neue Sach- und Lehrbuch versteht Schuldnerbe-
ratung vor allem als eine Aufgabe sozialer Arbeit. Ein
programmatischer Teil befaßt sich mit der Schuld-
nerberatung als gesondertem Arbeitsfeld in der
sozialen Arbeit. Desweiteren werden wichtige Fragen
der Praxis behandelt. Der Band läßt es in diesem Zu-
sammenhang nicht bei der Vermittlung notwendiger
juristischer Kenntnisse. Er spricht vielmehr auch dies-
bezügliche Sozialleistungen an, die dazu beitragen
sollen, den Betroffenen an das materielle Soziallei-
stungssystem anzukoppeln. In einem weiteren Teil
geht der Band auf verfahrensrechtliche Zusammen-
hänge ein. Ein Anhang enthält Material für die alltäg-
liche Beratungsarbeit
29,80 DM (für BAG-Mitglieder 21,00 DM), jeweils zzgl.
2,50 DM Versand

Bestellungen (Verrechnungsscheck oder auf
Rechnung) bitte an:
BAG-Schuldnerberatung
Gottschalkstr. 51, 3500 Kassel
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